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Vorwort Von Landesrätin dr.in bettina VoLLatH

„Zeig dein Gesicht gegen Diskriminierung“ war 
das Motto der steirischen Antidiskriminierungs-
stelle im Jahr 2013. Tausende Menschen sind 
diesem Aufruf gefolgt und haben sich für eine 
Gesellschaft, in der Diskriminierung keinen Platz 
hat, stark gemacht. Diese erfolgreiche Kampagne 
war ein wichtiger Teil der geleisteten Arbeit, zu-
sätzlich zur umfassenden Beratungstätigkeit und 
zum täglichen Einsatz für mehr Bewusstsein über 
Diskriminierung. 

Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark ist 
keine Institution, die sich nur Freundinnen und 
Freunde macht. Das ist logisch, denn wer Diskrimi-
nierung entgegentritt, der/die eckt zwangsläufig 
auch einmal an. Aber nur so ist es möglich, dass 
ein breiter gesellschaftlicher Diskurs und mehr 
Bewusstsein bei betroffenen Menschen entsteht. 
Auf der einen Seite bei jenen, die diskriminieren, 

aber auf der anderen Seite auch bei den Diskrimi-
nierungsopfern. Denn nur, wenn sich diese dage-
gen wehren, wird sich langfristig etwas zum Bes-
seren verändern!

Die Ergebnisse im zweiten Jahresbericht der An-
tidiskriminierungsstelle zeigen, dass wir bei un-
seren Bemühungen erst am Anfang eines langen 
Weges stehen. Dennoch ist es sehr wichtig, auch 
Positives hervorzustreichen. Gerade die Kampa-
gne „Zeig dein Gesicht gegen Diskriminierung“ 
hat bewiesen, dass es in der Steiermark sehr viele 
Menschen gibt, die Zivilcourage zeigen und zu Un-
gerechtigkeiten nicht einfach schweigen. Unsere 
gemeinsame Aufgabe ist es, genau diese positiven 
Kräfte zu stärken, denn dadurch stärken wir auch 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt in der ge-
samten Steiermark!

Ich danke Mag.a Daniela Grabovac und ihrem en-
gagierten Team der Antidiskriminierungsstelle für 
die geleistete Arbeit und wünsche viel Erfolg für 
die Zukunft!

Herzlichst

bettina Vollath
Landesrätin für Finanzen, Frauen und Integration
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Vorwort Von stadtrat kurt HoHensinner, Mba

Sehr geehrte Leserinnen und Leser!

Vorurteile liefern Argumente, die man sonst nirgends 
fände …

Der Ihnen vorliegende zweite Jahresbericht der  
Antidiskriminierungsstelle Steiermark legt Zeugnis 
über die vielfältigen Diskriminierungen in der Steier-
mark, wie auch in Graz, ab. 
Das Fazit: Trotz zahlreicher Aktivitäten der  
Menschenrechtsstadt Graz gegen Diskriminierung, 
zum Beispiel am Arbeitsplatz, ist der Bericht  vor  
allem ein lebendiges Warnsignal und somit ein ernst 
zu nehmender Auftrag an uns als Gesellschaft und 
im Besonderen an die Politik sich ständig weiter zu  
verbessern. 

Der Bericht zeigt die Herausforderungen, denen wir 
uns in nächster Zeit stellen müssen, um wirklich  
ALLEN Mitgliedern unserer Gesellschaft ein friedli-
ches Zusammenleben zu ermöglichen.

In der Menschenrechtsstadt Graz bilden viele städ-
tische Einrichtungen gemeinsam mit NGOs ein Netz-
werk, das verschiedenste Projekte ermöglicht, wie 
zum Beispiel die Integrationsassistenz im Kindergar-
ten, den Dolmetschpool oder das Sportprojekt SIQ. 
Mit diesen Initiativen kommen wir unserem Anspruch 
einer diskriminierungsfreien und chancengleichen 
Stadt einen Schritt näher.  

Vor allem Projekte in Kindergärten und Schulen 
sind von besonderer Bedeutung, denn schließlich  
geschieht in diesem Alter die Herzens- und Bewusst-
seinsbildung: 
Das Gemeinsame vor das Trennende zu stellen!

Gemeinsam haben sich auch zahlreiche Grazerinnen 
und Grazer, darunter auch viele bekannte Gesichter 
aus Politik, Sport und Kultur für die Kampagne „Zeig 
dein Gesicht gegen Diskriminierung“ eingesetzt. 

Eine Kampagne, die viele Menschen zum Innehalten 
und Nachdenken angeregt hat – das zeigt vor allem 
das positive Feedback, das wir in der Stadt Graz von 
den Menschen erhalten haben. 

Ich möchte mich an dieser Stelle bei allen Beteiligten 
von ganzem Herzen für ihr Engagement bedanken, 
vor allem bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der Antidiskriminierungsstelle für den umfang- 
reichen und aufzeigenden Jahresbericht 2013, sowie 
für deren unermüdlichen und kontinuierlichen Ein-
satz, wenn es darum geht, die Steiermark und Graz 
diskriminierungsfreier zu gestalten! 

Ihr

kurt Hohensinner
Stadtrat der Stadt Graz

 Jahresbericht  ∙∙∙  7 



Vorwort Von Marion MitterHaMMer

D I S K R I M I N I E R U N G ?  Was ist das?
Wäre es nicht wundervoll, wenn wir darüber nicht 
nachdenken müssten, wenn Einrichtungen wie die 
Antidiskriminierungsstelle Steiermark gar nicht erst 
notwendig wären?
Leider ist die Realität eine andere.
Menschen werden ausgegrenzt, gemobbt, unter-
drückt, verspottet, ausgelacht, gehänselt, ignoriert, 
weil sie nicht in die moralische, politische, gesell-
schaftliche Vorstellung von einzelnen Personen oder 
Institutionen passen.

Menschen werden diskriminiert, weil ihre HAUTFARBE 
anders ist, weil sie eine SPRACHE sprechen, die man 
hierzulande nicht versteht (wäre doch eigentlich eine 
schöne Gelegenheit für uns noch eine Fremdsprache 
zu lernen, außerdem denkt man manchmal daran, dass 
auch wir wahrscheinlich ziemlich hilflos und einsam 
wären in Ostanatolien oder in Nigeria und dass wir sehr 
froh wären, wenn man uns nicht ausgrenzt, sondern 
uns hilft, sollten wir nicht weiterwissen ...).

Menschen werden immer noch nach ihrer SEXUELLEN 
AUSRICHTUNG beurteilt und noch immer gibt es Men-
schen, die sich bemüßigt fühlen zu kommentieren. 
Man mag es nicht für möglich halten, aber noch immer 
gibt es Ewiggestrige, die bekehren wollen und wissen, 
was richtig oder falsch ist.

Menschen werden benachteiligt, weil sie angeblich 

DAS FALSCHE GESCHLECHT haben oder weil sie als zu 
ALT für manche Ausübungen erachtet werden (Erfah-
rung ist doch ein großer Wert?). Menschen werden 
nicht akzeptiert oder beschäftigt, weil sie BEHINDERT 
sind!
Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark ist eine 
Anlaufstelle für Menschen, die benachteiligt werden.

Von ganzem Herzen unterstütze ich diese Einrichtung.
Es ist mir ein großes Anliegen ständig zu wiederholen:

AKZEPTIEREN WIR, DASS MENSCHEN UNTERSCHIED-
LICH SIND.
WAS FÜR EIN GLÜCK!
DENN GENAU DAS MACHT EINE GESELLSCHAFT SPAN-
NEND, REICH UND INSPIRIEREND.
WIE LANGWEILIG IST ES DOCH, WENN MAN NUR UNTER 
SICH BLEIBT.
LERNEN WIR VONEINANDER UND UNTERDRÜCKEN WIR 
NICHT.
SCHÄRFEN WIR UNSER BEWUSSTSEIN.
SCHÄTZEN WIR UNS GEGENSEITIG WERT.
Danke ANTIDISKRIMINIERUNGSSTELLE STEIERMARK.

Marion Mitterhammer
Schauspielerin und Regisseurin
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Vorwort Von Mag.a danieLa graboVac

Zwei Jahre liegen hinter uns, in denen wir viel mit-
einander, voneinander und füreinander lernen und 
arbeiten durften.
Zwei Jahre, die viele Hoffnungen geweckt haben, die 
Steiermark auf einem Weg in eine diskriminierungs-
freiere Gesellschaft zu begleiten und Impulse dafür 
zu geben.
Manches ist gelungen, manches auch nicht – aber auf 
jeden Fall ist es uns gelungen, eine breite Diskussion 
über das Thema Diskriminierung zu initiieren und zu 
zeigen, dass wir alle betroffen sein können.
Täglich wurden wir um Unterstützung und Rat ge-
fragt, oft wurden wir um unsere Meinung gefragt und 
manchmal wurden wir wegen unseres Eintretens ge-
gen Diskriminierung beschimpft – was uns aus dem 
Jahr 2013 besonders in Erinnerung bleiben wird, ist 
die großartige Unterstützung von über 5.000 Perso-
nen, die mit uns ein Zeichen gegen Diskriminierung 
gesetzt haben, 350 Personen, die ihr Gesicht gegen 
Diskriminierung gezeigt haben, und 462 Menschen, 
die sich mit uns über ihre erlebte Diskriminierung be-
schweren wollten.
In Erinnerung an Nelson Mandela und seinen lebens-
langen Kampf gegen Rassismus und Diskriminierung:

„icH Habe Mein Leben deM kaMPF 
des aFrikaniscHen VoLkes geweiHt. 
icH Habe gegen die weisse VorHerr-
scHaFt und gegen die scHwarZe 
VorHerrscHaFt gekäMPFt. icH bin 

stets deM ideaL einer deMokrati-
scHen und Freien geseLLscHaFt 
geFoLgt, in der aLLe MenscHen 
FriedLicH und Mit gLeicHen 
MÖgLicHkeiten ZusaMMenLeben. 
Für dieses ideaL Lebe und käMPFe 
icH. aber wenn es sein Muss, 
bin icH bereit, daFür Zu sterben.“

 Nelson Mandela

Ich möchte mich bei Landesrätin Dr.in Bettina Vollath, 
Bürgermeister Mag. Siegfried Nagl und ganz beson-
ders bei meinen Kolleginnen und Kollegen der An-
tidiskriminierungsstelle Steiermark, Mag.a Pauline 
Riesel-Soumaré, MMag.a Magdalena Anikar, Mag. Mi-
chael Kern, Herwig Siebenhofer und Goran Vojvodic 
sowie den vielen freiwilligen Unterstützerinnen und 
Unterstützern herzlich für ihre Unterstützung und 
ihr tatkräftiges Eintreten gegen Diskriminierung  
bedanken.

daniela grabovac
Leiterin der Antidiskriminierungsstelle Steiermark
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1. 565 Anfragen an die Antidiskriminierungsstelle Steiermark im Jahr 2013
 462 Fälle, in denen die Stelle intervenierte.

2. Davon 235 Fälle, in denen Männer betroffen waren, und 227, in denen Frauen  
 betroffen waren.

3. diskriMinierungsgründe

4. LebensbereicHe

Alter 6,49 %

Behinderung 7,14 %

Ethnie 40,04 %

Genetisches Merkmal 0,43 %

Geschlecht 8,01 %

Religion 5,41 %

Sexuelle Orientierung 4,33 %

Soziale Herkunft 8,87 %

Weltanschauung 1,08 %

Mehrfachdiskriminierung 9,74 %

Andere 8,46 %

Im Alltag 32,3 %

Arbeitswelt 18,1 %

Ausbildung 7,1 %

Behörde 21,5 %

Gesundheit 5 %

Wohnen 9,9 %

Internet 6,1 %

1. 
statistik 
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1. 
statistik

5. regionaLe VerteiLung

bruck an der Mur 1,95 %

deutschlandsberg 1,73 %

Feldbach 1,95 %

Fürstenfeld 0,87 %

graz 69,26 %

graz-umgebung 3,25 %

Hartberg 0,87 %

Leibnitz 3,03 %

Leoben 1,73 %

Liezen 0,87 %

Murau 0,22 %

Murtal 0,87 %

Mürzzuschlag 0,22 %

radkersburg 0,22 %

Voitsberg 0,22 %

weiz 0,22 %

sonstige 12,56 %

6. weiterVerweisung

Ja 17,53 %

Nein 82,47 %
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7. weiterVerwiesen an ...

8. gesetZLicHe HandHabe

1. 
statistik 

Rechtsanwältinnen- und  
anwälte und Ombudsstelle  
Justiz 25,45 %

Volksanwaltschaft 17,93 %

Andere Ombudsstellen  
(GKK, AMS etc.) 11,06 %

Frauenservice, Frauen- und 
Männerberatungsstellen,  

Gewaltschutzzentrum 14,32 %

Gleichbehandlungsanwalt-
schaften, Regionalanwältin 

für die Gleichbehandlung von 
Frauen und Männern in der Ar-
beitswelt, Gleichbehandlungs-

beauftragte der Stadt Graz, 
Gleichbehandlungsbeauftragte 

des Landes 7,51 %

NGOs (Caritas, ISOP, Omega,  
Zebra etc.) 12,49 %

Beauftragter für Menschen mit  
Behinderung des Landes 

und der Stadt, 
Behindertenanwalt BMASK 5,34 %

Ja 39,83 %

Nein 53,46 %

Offen 6,71 %

Sonstige 5,90 %



 Jahresbericht  ∙∙∙  15 



16  ∙∙∙  Jahresbericht 



 Jahresbericht  ∙∙∙  17 

LebensbereicHe
FäLLe



18  ∙∙∙  Jahresbericht 

2.  
LebensbereicHe

2.1.  ÖFFentLicHer rauM 

Auch im Jahr 2013 war der öffentliche Raum 
der Lebensbereich mit dem höchsten Anteil 
an Diskriminierungen. Gerade der Deckmantel 
der Anonymität im öffentlichen Raum scheint 
Täterinnen und Täter dazu zu verleiten, Perso-
nen einer bestimmten Gruppe zu beleidigen, zu 
beschimpfen, zu bespucken oder am Körper zu 
verletzen. So betrafen 32,3 % der im Jahr 2013 
der Antidiskriminierungsstelle Steiermark ge-
meldeten Fälle diesen Lebensbereich. Inner-
halb dieses Anteils bildeten die sogenannten 
„sichtbaren Minderheiten“ einen besonders 
großen Teilbereich: Die Merkmale ethnische 
Herkunft, Hautfarbe und muslimisches Kopf-
tuch umfassten 40,05 % aller Fälle im Lebens- 
bereich „Öffentlicher Raum“.
An zweiter Stelle rangieren innerhalb 
des öffentlichen Raums mit 12,42 % 
Beschwerden im Zusammenhang mit dem 
Alter und mit 12,42 % Beschwerden im Zu-
sammenhang mit dem Geschlecht. 9,15 % der 
Beschwerden betrafen den Diskriminierungs-
grund Behinderung, 5,23 % den Diskriminie-
rungsgrund der sexuellen Orientierung und 
5,88 % das Merkmal sozialer Status.

Studien wie die der EU-Grundrechteagentur 
„Making hate crime visible“1 berichten ihrer-
seits von einem Anstieg sexistischer, rassis-
tischer, heterosexistischer und anderer dis-
kriminierender verbaler und/oder tätlicher 
Übergriffe im öffentlichen Raum. Alle diese 
Taten sind Teil der sogenannten Hate Crimes. 
Laut dieser Studie gaben 24 % der 23.500 be-
fragten Personen an, innerhalb von 12 Monaten 
aufgrund ihrer Herkunft attackiert worden zu 
sein. Die neueste Studie „Lebenssituation von 
‚Schwarzen‘ in urbanen Zentren Österreichs“ 
des Europäischen Trainings- und Forschungs-
zentrums für Menschenrechte und Demokratie2 

zeigt, dass 52 % der Befragten in den letzten 12 
Monaten mindestens einmal in öffentlichen 
Verkehrsmitteln und 47 % auf offener Straße 
rassistisch belästigt wurden.

Der Begriff „Hate Crime“ bezeichnet in diesem 
Zusammenhang Straftaten, bei denen das Op-
fer gezielt nach der Zugehörigkeit zu einer be-
stimmten Gruppe ausgewählt wird und die Tat 
sich somit gegen eine ganze Gruppe richtet. 
Menschen werden allein wegen ihrer Herkunft, 
ihrer Überzeugung, ihres Lebensstils oder ihres 
Äußeren Ziel von diskriminierenden Attacken. 
Diese reichen von Beleidigungen bis hin zu 
tätlichen Angriffen. Die meisten Täterinnen 
und Täter bleiben unbekannt, die meisten Ta-
ten bleiben somit gerichtlich unbehandelt, die 
meisten Opfer darum unentschädigt.

2.1.1   Zur ProbLeMatik 
 Von Hate criMes 

Zur Definition von hassmotivierter Kriminali-
tät, sogenannten Hate Crimes, sind zwei Aspek-
te wichtig: Es muss erstens ein strafrechtliches 
Delikt vorliegen, also eine Tat verübt werden, 
die nach gängigem Strafrecht als Delikt gilt. 
Es kann sich folglich um Einschüchterungen, 
Drohungen, Sachbeschädigungen, tätliche An-
griffe, Mord oder andere Straftaten handeln. 
Zweitens muss es ein besonderes Motiv geben, 
aufgrund dessen die Straftat begangen wird, 
d. h. die Täterin oder der Täter hat das Opfer 
bzw. die Opfer aufgrund eines besonderen, 
durch die nationale Gesetzgebung geschütz-
ten Merkmales ausgewählt. Dies können z. B. 
die Sprache, Religion, Ethnizität, Nationalität, 
je nach Gesetzgebung auch die sexuelle Orien-
tierung, Behinderung, die politische Einstel-
lung, Obdachlosigkeit oder der soziale Status 
sein. Solche Merkmale sind in der Regel nicht 
frei wählbar, denn das Opfer sucht sich weder 

FALLbeSchReIbunG  

herr M. ist Taxifahrer. er fährt an  

einem nachmittag drei junge 

Männer auf deren Wunsch ins 

uni-Viertel. Als sie aussteigen, wei-

gern sie sich zu bezahlen und gehen 

weg. Als herr M. ihnen nachgeht, 

drehen sie sich um und beschimpfen 

herrn M. rassistisch: „n*, geh heim. 

Du Arschloch. Du Drogendealer!“ 

einer der Männer tritt herrn M. in 

den Rücken, sodass dieser zu boden 

fällt. Die Männer laufen davon. 

herr M. ruft um hilfe. niemand 

reagiert. erst nach 15 Minuten ruft 

ein Passant Rettung und Polizei. Die 

Täter können von der Polizei gefasst 

werden. ein Strafverfahren wegen 

Körperverletzung mit einer Verurtei-

lung zu € 500,00 Schmerzensgeld ist 

die Folge. Der rassistische Aspekt der 

Tathandlungen bleibt während des 

gesamten Verfahrens unerwähnt.

Gemeldet vom Verein SOMM: ein 

Mann bedroht eine Gruppe muslimi-

scher, kopftuchtragender Mädchen im 

Grundschulalter auf offener Straße 

mit einem Messer. Die Mädchen 

befinden sich auf einem Ausflug zu 

einem nahegelegenen Reitstall. Der 

Täter flüchtet auf seinem Fahrrad, 

als er bemerkt, dass sich noch weitere 

Personen nähern. Die betreuerin der 

Mädchengruppe erstattet Anzeige bei 

der Polizei. Der Täter konnte bis dato 

nicht ausgeforscht werden.

Sechs junge Männer beschimpfen 

beim Vorbeigehen eine transsexu-

elle Person als „Schwuchtel“ und 

spucken in ihre Richtung.

1 european union Agency for Fundamental Rights, Making hate crime visible in the european union, acknowledging victims rights, novem-

ber 2012, http://fra.europa.eu/sites/default/files/fra-2012_hate-crime.pdf [04.02.2014]
2 europäisches Trainings- und Forschungszentrum für Menschenrechte und Demokratie, Lebenssituation von „Schwarzen“ in urbanen 

Zentren Österreichs, Oktober 2013, http://www.etc-graz.at/typo3/fileadmin/user_upload/eTc-hauptseite/publikationen/Selbststaendi-

ge_Publikationen/eTc-neumin-Web.pdf [05.05.2014]
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2.  
LebensbereicHe

seine Hautfarbe noch seine Behinderung aus. 
Derartige Angriffe haben also eine traumati-
sche Wirkung und können die Lebensführung 
eines Opfers nachhaltig negativ beeinflussen. 
Ein weiteres Kennzeichen von Hate Crimes ist 
die symbolische Bedeutung des verübten Ver-
brechens: Es kann jede andere Person aus der 
mit dem bestimmten Merkmal identifizierten 
Gruppe ebenso treffen. Hate Crimes haben also 
nicht nur einen individuellen, sondern auch 
immer einen gesamtgesellschaftlichen Bezug.

Eine aktuelle Studie der EU-Grundrechteagen-
tur3 zeigt, dass EU-weit viele hassmotivierte 
Straftaten weder angezeigt noch verfolgt wer-
den und somit unsichtbar bleiben. Ein Grund 
dafür ist, dass viele Opfer oder Zeuginnen und 
Zeugen von Hate Crimes sich gar nicht bei 
der Polizei melden – aus Angst, dass die An-
zeige nicht genau genug verfolgt bzw. dass 
dem hinter dem Angriff steckenden Hass kei-
ne Beachtung geschenkt wird. Parallel dazu 
wurde in dieser Studie die Datenlage in den 
Mitgliedsstaaten untersucht. Österreich liegt 
diesbezüglich im Mittelfeld – es existieren Auf-
zeichnungen in Form des Verfassungsschutz-
berichtes, die sich allerdings nur auf Anzeigen 
wegen Verhetzung, nach dem Verbotsgesetz 
und dem Abzeichengesetz beziehen. Die Mo-
tivation des Hasses gegen eine mit einem be-
stimmten Merkmal assoziierte Gruppe wird im 
Allgemeinen nicht als Erschwernisgrund bei 
Strafdelikten herangezogen.

Österreich hat im Jahr 1972 das Internationale 
Übereinkommen der Vereinten Nationen „zur 
Beseitigung jeder Form von Rassendiskrimi-
nierung [sic!]“ ratifiziert. Darin verpflichten 
sich die Vertragsstaaten, rassistische Diskri-
minierung in jeglicher Form zu verfolgen und 
mit allen geeigneten Mitteln zu verbieten so-
wie das Recht jeder und jedes Einzelnen auf Si-

cherheit der Person und auf staatlichen Schutz 
gegen Gewalttätigkeit oder Körperverletzung 
zu gewährleisten. Der Rahmenbeschluss der 
Europäischen Union zur Bekämpfung von Ras-
sismus und Fremdenfeindlichkeit aus dem Jahr 
2008 besagt dezidiert, dass rassistische oder 
fremdenfeindliche Beweggründe für ein ge-
wöhnliches Delikt als erschwerender Umstand 
gelten und bei der Festlegung des Strafmaßes 
berücksichtigt werden können. In § 33 Abs. 
1 Z 5 österreichisches Strafgesetzbuch findet 
sich bereits seit 1996 der besondere Erschwe-
rungsgrund, wonach Täterinnen oder Täter 
„aus rassistischen, fremdenfeindlichen oder 
anderen besonders verwerflichen Beweggrün-
den gehandelt“ haben. Auch der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte hat auf der 
Handlungsgrundlage der Europäischen Men-
schenrechtskonvention bereits in drei Urtei-
len4 hervorgehoben, dass eine Verpflichtung 
der Polizei und Justiz besteht, Straftaten 
besonders nach ihren möglicherweise hass-
motivierten Hintergründen zu untersuchen. 
Sowohl international als auch national sind 
also die gesetzlichen Voraussetzungen bereits 
gegeben, Hate Crimes in ihrer Eigenschaft als 
hassmotivierte Kriminalität zu verfolgen und 
zu bestrafen.

eMPFeHLung der ads 
••• Sowohl die Organization for Security and 
Co-operation in Europe (OSCE)5 als auch die 
European Commission against Racism and 
Intolerance (ECRI)6 setzen sich mit Hate Cri-
mes auseinander und geben regelmäßig Emp-
fehlungen aus, welche Maßnahmen in den 
einzelnen Mitgliedsländern zu setzen sind. 
In Österreich, und damit auch in der Steier-
mark, ist es ausgesprochen wichtig, sich be-
wusst, eingehend und auf allen Ebenen mit 
der Thematik zu beschäftigen und dagegen 
zu wirken. Auf der Grundlage der internati-

3  Grundrechteagentur der eu – european union Agency for Fundamental Rights: Making hate crime visible in the european union: acknowledging 
victims‘ rights. http://fra.europa.eu/sites/default/files/fra-2012_hate-crime.pdf [04.02.2014]
4  http://fra.europa.eu/sites/default/files/fra-2012_hate-crime-de.pdf , Seite 17; entscheidungen: eGMR, Menson und andere gegen das Vereinigte König-
reich, nr. 47916/99, urteil vom 6. Mai 2003, entscheidung über die Zulässigkeit, eGMR, nachova und andere gegen bulgarien, nr. 43577/98 und
nr. 43579/98, Kammerurteil vom 26. Februar 2004 und urteil der Großen Kammer vom 6. Juli 2005. eGMR, bekos und Koutropoulos gegen Griechen-
land, nr. 15250/02, urteil vom 13. Dezember 2005
5  büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte (ODIhR): hate crimes in the OSce Region: Incidents and Responses.  Annual Report for 
2012. http://tandis.odihr.pl/hcr2012/pdf/hate_crime_Report_full_version.pdf [21.01.2014]
6  european commission against Racism and Intolerance (ecRI): ecRI-bericht über Österreich (vierte Prüfungsrunde). Veröffentlicht am 2. März 2010. 
http://www.coe.int/t/dghl/monitoring/ecri/country-by-country/austria/AuT-cbc-IV-2010-002-Deu.pdf [19.02.2014]
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onalen Berichte und Leitfäden bedeutet dies 
vor allem, Bewusstsein zu schaffen und auf 
die Existenz und das Gefahrenpotential von 
Hate Crimes aufmerksam zu machen. Kon-
kret heißt das, dass genaue und umfangreiche 
Daten gesammelt werden, um Antworten auf 
folgende Fragen zu erhalten: Hinter welchen 
Verbrechen steckt ein Vorurteilsmotiv? Wie 
oft wurden innerhalb eines Jahres die straf-
rechtlichen Bestimmungen zur Bekämpfung 
von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit an-
gewandt? Wie oft kommt § 33 Abs. 1 Z 5 StGB 
(Erschwerungsgrund) zur Anwendung? Wie 
vielen Anzeigen wegen rassistischer Beleidi-
gung ging die Polizei innerhalb eines Jahres 
nach?

••• Auf der Grundlage der gewonnenen Da-
ten muss intensive Bewusstseins- und Bil-
dungsarbeit betrieben werden. Dazu gehört 
auch, dass seitens der Behörden rassistisches, 
sexistisches, heterosexistisches etc. Verhal-
ten öffentlich verurteilt wird. Eine entschie-
dene strafrechtliche Sanktionierung von 
Hate Crimes trägt ebenfalls dazu bei, dass das 
Unrechtsbewusstsein darüber gestärkt wird. 
Es braucht verpflichtende Schulungen und 
Fortbildungen innerhalb der Polizei und auch 
für alle anderen in der Strafgerichtsbarkeit 
Beschäftigten, damit Hate Crimes als solche 
erkannt, angezeigt und bestraft werden. Zu-
sätzlich muss innerhalb der Bevölkerung viel 
Informations- und Aufklärungsarbeit statt-
finden, damit das Unrechtsbewusstsein für 
solche Gewaltakte steigt und dadurch Opfer 
sowie Zeuginnen und Zeugen darin bestärkt 
werden, Anzeige zu erstatten. Auch in Schu-
len muss verstärkt in Richtung Respekt und 
Nicht-Diskriminierung gearbeitet werden, 
damit ein Zusammenleben auf der Basis von 
Menschenrechten und Gleichbehandlung in 
unserer Gesellschaft weiterhin möglich ist.

••• Die Thematik der Hate Crimes wird von in-
ternationaler Seite bereits seit Längerem beob-
achtet und bearbeitet. Konkrete Maßnahmen 
sind auch in Österreich dringend erforderlich: 
Jedes verübte Hate Crime vermittelt nicht nur 
dem Opfer die Botschaft, dass es in der Gesell-
schaft nicht willkommen ist. Alle Mitglieder 
einer Gemeinschaft, die die Charakteristika des 
Opfers teilen, bekommen dadurch zu spüren, 
dass sie nicht dazugehören. Solche Verbrechen 
verletzen die Menschenrechte einzelner Per-
sonen und die Gleichheitsnorm als Grundwert 
einer Gesellschaft. Somit haben sie auf Dauer 
schwerwiegende Auswirkungen, indem sie Ge-
meinschaften spalten und dadurch die Struk-
tur der Gesellschaft schädigen können. Hate 
Crimes haben das Potential, schwerwiegende 
Sicherheitsprobleme nach sich zu ziehen und 
damit die öffentliche Ordnung zu gefährden. 
Bereits vorhandene Spannungen zwischen der 
Opfergruppe und der Mehrheitsgesellschaft 
können verschärft und neue Anfeindungen 
verursacht werden, was bis zu handfesten 
Ausschreitungen zwischen gesellschaftlichen 
Gruppen und einer Spaltung der Bevölkerung 
führen kann. Die so genannten Kondopoga-Un-
ruhen in Russland aus dem Jahr 2006, bei der 
eine Schlägerei in einem Café zu tagelangen 
Ausschreitungen führte, in deren Folge ganze 
Familien einer ethnischen Bevölkerungsgrup-
pe aus dem Gebiet fliehen mussten, sind nur 
ein Beispiel dafür. Hate Crimes haben poten-
tiell explosive Auswirkungen, denen in allen 
relevanten Bereichen entschieden entgegen-
gewirkt werden muss. 
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7  bundesministerium für Inneres – bundesamt für Verfassungsschutz und Terroris-

musbekämpfung (bVT): Verfassungsschutzbericht 2013. http://www.bmi.gv.at/cms/

bmi_verfassungsschutz/ [21.01.2014]
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darsteLLung der daten aus deM Österr. VerFassungsscHutZbericHt 20137

rechtsextremistisch 56,4 %

antisemitisch 5,2 %

islamophob 0,8 %

unspezifische / sonstige Motivlage 
(Provokationen, Anbieten von NS- 

Devotionalien auf Flohmärkten etc. )

fremdenfeindlich/rassistisch 11,4 % Abb. 1: Rechtsextremismus  
in Österreich: insgesamt 519  
Tathandlungen im Jahr 2012 

nach Art. 3 Abs. 1 Ziff. 4 EGVG  
(Verbreitung von nationalsozialistischem 
Gedankengut) 17

Sonstige StGB-Delikte  
(z. B. Sachbeschädigung, 

Körperverletzung,  
gefährliche Drohung) 323

nach Abzeichengesetz 31

nach Verhetzung (§ 283 StGB) 83
nach Verbotsgesetz 466

Abb. 2: Rechtsextremismus  
in Österreich: insgesamt 920  
Anzeigen im Jahr 2012 
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8 http://merlin.obs.coe.int/iris/2009/8/article1.de.html [30.04.2014]
9 http://www.antidiskriminierungsstelle.steiermark.at/cms/ziel/105349856/De/

2.1.2  MeinungsäusserungsFreiHeit  
 Versus diskriMinierung

wie weit geHt die FreiHeit, die eigene 
Meinung Zu äussern, und wo beginnt 
diskriMinierung?

Im Jahr 2013 wurde diese Frage auch zu einem 
wichtigen Thema für die Antidiskriminie-
rungsstelle Steiermark. Sowohl die Meinungs-
äußerungsfreiheit (Artikel 10 EMRK) als auch 
das Recht auf Nicht-Diskriminierung (Artikel 
14 EMRK) sind Grundrechte der Europäischen 
Menschenrechtskonvention.
Der Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte (EGMR) äußerte sich in seinem Urteil 
Féret gegen Belgien, Antrag Nr. 15615/07, 16. 
Juli 2009, über die Grenzen der Meinungsäu-
ßerungsfreiheit. Der EGMR urteilte mit vier 
zu drei Stimmen, dass die Verurteilung des 
Vorsitzenden der belgisch politischen Partei 
„Front National“, Daniel Féret, kein Verstoß 
gegen Artikel 10 EMRK gewesen sei.8 Der 
EGMR stellte des Weiteren fest, dass die Flug-
blätter, die der Front National während seines 
Wahlkampfes verteilte, EinwanderInnenge-
meinschaften als kriminell dargestellt hätten 
und dass sie sich darüber hinaus über Einwan-
derInnengemeinschaften lustig gemacht hät-
ten. Dadurch sei unwillkürlich die Gefahr ent-
standen, Gefühle von Misstrauen, Ablehnung 
oder gar Hass gegenüber Einwanderinnen und 
Einwanderern hervorzurufen.
Nach der Meinung der drei Richterinnen und 
Richter, die die Gegenstimmen bildeten, seien 
strafrechtliche Verurteilungen im Bereich der 
Freiheit der politischen Diskussion und Has-
sreden in einer demokratischen Gesellschaft 
nur in Fällen direkter Aufstachelung zu Ge-
walt oder diskriminierenden Handlungen not-
wendig. Sie machten geltend, dass der Verweis 
auf eine mögliche Wirkung der Flugblätter in 

Form von Aufstachelung zu Diskriminierung 
oder Hass einen Eingriff in die Meinungsfrei-
heit nicht hinreichend rechtfertige. 

Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark 
befasste sich mit dem wichtigen Thema des 
Spannungsfeldes zwischen Meinungsäuße-
rungsfreiheit/Kunstfreiheit und Nicht-Diskri-
minierung in Form von zwei Stellungnahmen9:

recHtLicHe scHritte gegen PFarrer t., 
22.03.2013

K. T. aus der Südsteiermark, ehemaliger Pfarrer 
von St. Veit am Vogau, sorgte aufgrund seiner 
radikalen und äußerst abwertenden Äußerun-
gen zu den Themen Homosexualität und Islam 
für Aufregung. In den von ihm veröffentlich-
ten Texten war unter anderem von „Homo-Ge-
störten“, „Homo-Perversen“ oder „Widernatür-
lichen HIV-Seuchenträgern“ die Rede, die er als 
Verursacher von HIV sieht, und wo er die Be-
hauptung aufstellte, homosexuelle Menschen 
seien HIV-TrägerInnen und per se gefährlich 
und ansteckend. Auch die Kleine Zeitung be-
richtete mehrmals über die Aussagen von T., 
wonach er beispielsweise den Islam als „reinen 
Rassismus“ und „das Widerwärtigste“ ansieht. 
K. T. wurde mehrmals vom Diözesanbischof 
Egon Kapellari ermahnt und es wurden ihm 
kirchenrechtliche Konsequenzen angedroht. 
Die Rosalila PantherInnen (RLP) und die An-
tidiskriminierungsstelle Steiermark zeigten 
den Pfarrer wegen Verhetzung gemäß § 283 
Abs. 1 und Abs. 2 StGB bei der Staatsanwalt-
schaft Graz an, die Verfahren wurden jedoch 
eingestellt. Die Antidiskriminierungsstelle 
Steiermark verfasste ein Schreiben an den Di-
özesanbischof Egon Kapellari mit der Bitte um 
interne Intervention gemäß Artikel 6, 6. Gebot, 
Punkt II des Katechismus der Katholischen Kir-
che, in dem darauf aufmerksam gemacht wird, 
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dass Homosexuellen mit Achtung und Takt 
begegnet werden solle, wie auch homosexuel-
le Menschen nicht ungerecht zurückgesetzt 
werden sollen. Für das Jahr 2013 wurde es Pfar-
rer T. immerhin untersagt, zu Ostern in seiner 
Pfarre die Ostermessen abzuhalten, und letzt-
lich wurde er zwei Monate früher pensioniert 
als ursprünglich vorgesehen.

konZert Frei.wiLd in graZ 19.04.2013

Am 10. Mai 2013 fand in der Grazer Stadthal-
le ein Konzert der Musikgruppe „Frei.Wild“ 
statt. Die Initiative „kein Frei.Wild-Konzert 
in Graz“ forderte die Absage des Konzerts mit 
dem Vorwurf, die Band propagiere rechtsra-
dikales und deutschnationales Gedankengut. 
Trotz Protesten gab die Band an diesem Tag 
ihr erstes Österreich-Konzert. Es kamen auch 
viele Besucherinnen und Besucher aus Wels, 
da der Auftritt dort wegen der vermeintlichen 
Rechtslastigkeit von der Stadtregierung abge-
sagt worden war. Auch vom deutschen Musik-
preis Echo war die Band ausgeschlossen wor-
den. Auf der offiziellen Homepage der Band 
finden sich Liedtexte, mit heterosexistischen, 
gewaltverherrlichenden, rassistischen, dis-
kriminierenden oder auch nationalistischen 
Inhalten. Da sich die Band immer wieder öf-
fentlich scheinbar von rechtsextremen Grup-

pierungen distanziert, genießt die Musik von 
Frei.Wild in Österreich den Schutz der Kunst-
freiheit gem. Art. 17a StGG. Diesem vorbehalt-
losen Grundrecht können nur Grenzen durch 
den Verstoß gegen ein Strafgesetz oder bei-
spielsweise gegen das Verbotsgesetz gesetzt 
werden. Da die Band nicht eindeutig gegen Ge-
setze verstößt, gestaltet sich ein rechtliches 
Vorgehen als äußerst schwierig. Genau diese 
Uneindeutigkeit in die eine und die andere 
Richtung macht eine eindeutige Beurteilung 
und damit auch rechtliche Schritte gegen die 
Band Frei.Wild schwierig bis unmöglich. Die 
Band bewegt sich somit mit ihren Texten in 
einem rechtlichen Graubereich.

eMPFeHLung der ads 
••• Die Antidiskriminierungsstelle Steier-
mark regt an, Hassreden und „rechte Musik“ 
verstärkt in der öffentlichen Diskussion zu 
thematisieren wie auch die Bewusstseinsar-
beit zu diesen Themen zu intensivieren. Der 
rechtliche Graubereich kann letztlich nur 
durch Gesetzesänderungen und die Recht-
sprechung durchsichtiger und eindeutiger 
gestaltet werden.

2.  
LebensbereicHe

PFARReR WeTTeRT GeGen „PeRVeRSe“ hOMOSeXueLLe, 

Der Standard, 23. März 2013

FReI.WILD: nAZIS ODeR „PATRIOTen“, 

Österreich, 7. März 2013



24  ∙∙∙  Jahresbericht 

2. 
LebensbereicHe

2.1.3  sexistiscHe werbung – 
 „neue MädcHen“

In mehreren Fällen wurde die Antidiskri-
minierungsstelle auf Werbeplakate bzw. 
eine Werbetafel aufmerksam gemacht, mit 
denen ganz offensichtlich für Bordelle 
geworben wurde. In einem Fall beispiels-
weise befand sich in Judenburg an einer 
Straßenkreuzung ein Großplakat, auf dem 
ein kaum bekleideter Frauenkörper (ohne 

Kopf) abgebildet war, mit dem für ein in der 
Nähe gelegenes Laufhaus geworben wurde. 
In einem weiteren Fall war in einer Stra-
ße in Graz eine „Menütafel“ mit der Auf-
schrift „Aktion – Neue Mädchen ab € 40“ 
aufgestellt worden. Beide Fälle wurden bei 
der Polizei nach dem Prostitutionsgesetz 
angezeigt. Die Antidiskriminierungsstel-
le Steiermark machte darauf aufmerksam, 
dass diese Form der „Werbung“ Frauen sehr 
herabwürdigend darstellt und sie zu Werbe-
objekten erniedrigt. 

In der Steiermark sind diese Sachverhalte 
von § 3 Abs. 4 Z 3 des Steiermärkischen Pro-
stitutionsgesetzes erfasst, wonach jegliche 
Art der Werbung für Bordelle und bordell- 
ähnliche Einrichtungen auf Plakatf lächen 
etc. verboten ist. Verstöße können mit ei-
ner Verwaltungsstrafe bis zu € 3.633,-- ge-
ahndet werden. Es muss aber angemerkt 
werden, dass es sich hierbei um ein Lan-
desgesetz handelt. Fälle wie die oben be-
schriebenen können daher nicht in jedem 
Bundesland rechtlich verfolgt werden, da 
nicht überall entsprechende Gesetze be-
stehen. In der Steiermark ist das rechtliche 
Vorgehen gegen Bordellwerbungen nach 
dem Prostitutionsgesetz erst seit einer Ge-
setzesänderung 2010 möglich. 

Bei den oben erwähnten Plakaten handelt 
es sich nicht nur um einen Verstoß gegen 
den öffentlichen Anstand, sondern auch 
um eine besonders sexistische und frau-
enverachtende Werbemaßnahme, da hier 
die Reduktion von Frauen zur Konsumware 
besonders hervorsticht. Auch die Watch-
group gegen sexistische Werbung in Graz, 
in deren Kriterienkatalog u. a. pornografi-
sche Stilmittel wie die auf dem Werbeplakat 
in Judenburg benutzten als Merkmal für 

TROTZ VeRbOT: bORDeLLe WeRben WeITeR, 

Kleine Zeitung, 13. August 2013
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sexistische Werbung aufgeführt werden, 
beteiligte sich im vorliegenden Fall an dem 
Vorgehen gegen die Bordellwerbungen. Der 
Ausgang der Verwaltungsstrafverfahren ist 
derzeit noch offen. 

Die genannten rechtlichen Bestimmungen 
für Werbeeinschaltungen stammen – wie 
gesagt – aus dem Prostitutionsgesetz. Ihnen 
gegenüber steht Artikel 13 der Richtlinie 
2004/113/EG des Rates, der Medien- und Wer-
beeinschaltungen explizit vom Diskriminie-
rungsverbot ausnimmt. Ebenso enthält das 
Österreichische Gleichbehandlungsgesetz in 
§ 30 Abs. 3 Z 2 eine entsprechende Ausnah-
me vom Diskriminierungsverbot für Werbung 
und Medien – wobei dies im Widerspruch zur 
Richtlinie des Österreichischen Werbera-
tes steht, insbesondere zu Punkt 2.1: „Wer-
bung darf nicht aufgrund des Geschlechts 
diskriminieren, keine anstößigen sexuellen 
Darstellungen bedienen, was konkret be-
deutet, dass keine nackten Frauenkörper 
ohne direkten inhaltlichen Zusammenhang 
zum beworbenen Produkt eingesetzt wer-
den sollen; andererseits soll Werbung nicht 
frauenfeindlich bzw. frauendiskriminierend 
sein, was heißt, dass Werbesujets weder die 
Gleichwertigkeit der Geschlechter in Frage 
stellen, noch dem modernen Rollenbild der 
Frau widersprechen sollen.“10 

eMPFeHLung der ads 
••• Die Antidiskriminierungsstelle Steier-
mark anerkennt die Richtlinie des Österrei-
chischen Werberates als Good-Practise-Stan-
dards der Werbebranche gegen sexistische 
Werbung und empfiehlt eine weiterführende 
Implementierung dieser Richtlinie und die-
Aufhebung der Ausnahme vom Diskriminie-
rungsverbot gemäß Art. 13 des Richtlinie 
2004/113/EG und § 30 Abs. 3 Z 2 GlBG.

2.2  

arbeitsweLt

18,1 % der Beschwerden, die bei der Antidis-
kriminierungsstelle Steiermark eingelangt 
sind, betrafen Diskriminierungen in der Ar-
beitswelt. Der Diskriminierungsgrund der 
ethnischen Herkunft umfasste innerhalb 
dieses Lebensbereichs mit 38,7 % die meisten 
Fälle, gefolgt von 11,25 % Diskriminierungs-
fällen aufgrund von Behinderung und jeweils 
8,75 % Diskriminierungen aufgrund des Ge-
schlechts und Mehrfachdiskriminierungen 
(insbesondere Geschlecht, Ethnie, Religion). 
6,25 % der Beschwerden im Lebensbereich 
„Arbeitswelt“ bezogen sich auf das Merkmal 
der sozialen Herkunft und jeweils 5 % der 
Diskriminierungsfälle betrafen die Diskrimi-
nierungsmerkmale Alter und sexuelle Orien-
tierung. 
Insbesondere beschwerten sich viele Perso-
nen darüber, dass sie entweder nicht zum Be-
werbungsgespräch eingeladen werden, da sie 
einer diskriminierten Gruppe angehören, oder 
sie fühlten sich schon durch das Stelleninse-
rat diskriminiert. Ein interessantes Fallbei-
spiel ist die folgende Stellenausschreibung: 
„Totengräber, männlich, körperlich belastbar, 
perfekte Deutschkenntnisse.“
Besonders häufig wurden im Jahr 2013 Diskri-
minierungen im Bereich der Stellenausschrei-
bungen wahrgenommen und das, obwohl es 
entsprechende einschlägige Gesetzesbestim-
mungen gibt. § 23 GlBG beschreibt das Gebot 
der diskriminierungsfreien Stellenausschrei-
bung und § 9 GlBG das Gebot der geschlech-
terneutralen Stellenausschreibung. Wird in 
einem Inserat ein „waschechter Österreicher“ 
gesucht, dann hat das zur Folge, dass sämtli-
che Nicht-Österreicherinnnen und Nicht-Ös-
terreicher, aber auch Österreicherinnen von 

FALLbeSchReIbunG  

ein österreichischer chemiker 

nigerianischer herkunft bewirbt 

sich nach seiner Ausbildung bei ca. 

80 unternehmen für ausgeschrie-

bene Stellen. er bekommt zumeist 

ein Antwortschreiben, in dem 

ihm höflich erklärt wird, dass die 

Stelle schon besetzt sei. Zwei Wochen 

später ist dieselbe Stelle erneut 

ausgeschrieben.

Die rechtliche handhabe gestaltet 

sich hierbei gemäß dem II. Teil des 

Gleichbehandlungsgesetzes (GlbG) 

einfacher, da die Diskriminierungs-

gründe Alter, Geschlecht, ethnie, 

Religion und Weltanschauung und 

sexuelle Orientierung von der be-

gründung bis zur beendigung eines 

Arbeitsverhältnisses geschützt sind. 

Jedoch scheuen viele betroffene 

davor zurück, rechtliche Schritte ein-

zuleiten, da für sie im Vordergrund 

steht, eine Arbeit zu finden und 

beschäftigt zu werden – im Gleich-

behandlungsgesetz (GlbG) ist bei 

derartigen Diskriminierungen „nur“ 

ein Schadenersatz vorgesehen.
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besetzt werden können. 
Auch eine körperliche Eignung als Diffe-
renzierungskriterium ist nur dann gerecht-
fertigt, wenn der Arbeitsplatz tatsächlich 
höhere Anforderungen an die Körperkraft 
stellt, dies muss jedoch jedenfalls im Einzel-
fall geprüft werden.

Damit es zum Abbau von Diskriminierungen 
kommt, regelt das österreichische Gleichbe-
handlungsgesetz auch angemessene Rechts-
folgen. § 10 GlBG enthält die Strafsanktion 
bei Verletzung des Gebots der geschlechter-
neutralen Stellenausschreibung und kommt 
für Arbeitsvermittlerinnen und Arbeitsver-
mittler, aber auch für private Arbeitgeberin-
nen und Arbeitgeber zur Anwendung. Die 
Strafbestimmungen in § 24 GlBG sind diesen 
nachgebildet und regeln die Folgen im Falle 
einer diskriminierenden Stellenausschrei-
bung. Sollte es in der Arbeitswelt zur Verlet-
zung des Gleichbehandlungsgebots auf Grund 
des Geschlechts kommen, sieht das Gesetz 
nach § 12 GlBG auch eine Verpflichtung zum 
Ersatz des Vermögensschadens für den/die 
StellenwerberIn oder ArbeitnehmerIn vor. 

dieser Stellenausschreibung ausgeschlossen 
werden. Hierbei gilt es auch darauf hinzu-
weisen, dass unabhängig von der Staats-
bürgerschaft Personen mit einem gültigen 
Aufenthaltstitel der unbeschränkte Zugang 
zum österreichischen Arbeitsmarkt zu er-
möglichen ist. Durch den Hinweis in der 
Stellenausschreibung auf eine bestimmte 
Staatsbürgerschaft werden Personen mit 
Migrationshintergrund generell von einer 
Bewerbung ausgeschlossen, was eine ge-
setzwidrige Diskriminierung aufgrund der 
ethnischen Zugehörigkeit darstellt. 

Immer wieder wird in Inseraten die Formu-
lierung „ausgezeichnete Deutschkenntnis-
se“ verwendet. Es ist zwar grundsätzlich 
zulässig, bestimmte Anforderungen an die 
Beherrschung der deutschen Sprache in 
der Stellenausschreibung zu nennen, um 
die Kommunikations- und Einsatzfähigkeit 
einer Arbeitnehmerin oder eines Arbeit-
nehmers sicherzustellen, jedoch muss die 
geforderte Sprachkenntnis für die konkrete 
Tätigkeit auch tatsächlich erforderlich und 
darf nicht unverhältnismäßig sein. Somit 
sind die geforderten Deutschkenntnisse je-
denfalls von den Erfordernissen des jewei-
ligen Arbeitsplatzes abhängig zu machen. 
Unsachlich sind also solche Anforderungen, 
die keinen Bezug zur konkreten Tätigkeit 
haben. Wird ein Inserat nicht geschlech-
terneutral ausgeschrieben, sondern wird 
beispielsweise nur Männern die Bewerbung 
ermöglicht, dann verstößt dies eindeutig 
gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung 
der Geschlechter. Gerechtfertigt werden 
kann ein Eingriff in diesen Grundsatz nur 
dann, wenn das Geschlecht eine unabding-
bare Voraussetzung für die berufliche Tätig-
keit darstellt. Eine weibliche Schauspielrol-
le wird beispielsweise nur durch eine Frau 

„WASchechTe ÖSTeRReIcheR“, Inserat 
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2.2.1 MaturaProjekt: anaLyse der  
 arbeitsMarktintegration und  
 sensibiLisierung Für Minder 
 Heiten der geseLLscHaFt

ein MaturaProjekt Von 5 scHüLerin-
nen der bHak graZbacHgasse

Im Rahmen ihres Maturaprojektes beschäf-
tigten sich im Herbst 2013 fünf Schülerin-
nen der BHAK Grazbachgasse mit dem Thema 
der Integration von Minderheiten der Ge-
sellschaft am Arbeitsmarkt. Unterstützung 
bekamen sie dabei von der Antidiskriminie-
rungsstelle Steiermark. Ein Teil des Projektes 
war es, Interviews mit steirischen Unterneh-
men zu führen, um deren Einstellung zu dem 
Thema zu durchleuchten. Wichtig war es für 
die Schülerinnen aber auch, mit Menschen 
aus diesen Minderheiten über deren persön-
liche Erfahrungen zu reden. Ziel des Projek-
tes war es, ein Bewusstsein für die Aktualität 
und die Relevanz der Thematik zu schaffen.

Insgesamt wurden Interviews mit vier Un-
ternehmen und zwei Personen aus Minder-
heiten geführt. Auf die Frage nach den Kri-
terien für die Auswahl von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern stand bei allen Unterneh-
men die Kompetenz bzw. die Qualifikation 
an oberster Stelle, gefolgt vom persönlichen 
Auftreten. Zwei Unternehmen gaben an, 
Erfahrungen mit Minderheiten der Gesell-
schaft (Menschen mit Behinderung und 
Menschen mit Migrationshintergrund) zu 
haben und demnach mit dem Behinderten- 
einstellungsgesetz vertraut zu sein. Die bei-
den anderen Unternehmen hatten nur wenige 
bzw. keine Erfahrungen mit der Zielgruppe 
und auch keine Kenntnisse über das Behin-
derteneinstellungsgesetz. Eines dieser beiden 
Unternehmen – ein Modegeschäft – sagte so-

gar: „In unserer Branche wäre es auch nicht 
passend Menschen mit Behinderung einzu-
stellen.“ Dasselbe Unternehmen antworte-
te auf die Frage, ob sich ihre positiven bzw. 
negativen Erfahrungen mit Minderheiten der 
Gesellschaft auf etwaige Neubewerbungen 
auswirkten, folgendermaßen: „Ja, diese Er-
fahrungen wirken sich schon aus, da beein-
trächtigte Menschen zu oft in Krankenstand 
gehen.“ Für die anderen Unternehmen wa-
ren diese Erfahrungen bei Neueinstellungen 
nicht relevant.

Die beiden Interviewpartnerinnen und -part-
ner aus den Minderheitengruppen (eine Person 
mit einer körperlichen Beeinträchtigung und 
eine Person mit Migrationshintergrund) be-
richteten, dass der Zugang zum Arbeitsmarkt 
für sie sehr schwer sei. Teilweise könne immer 
wieder durch persönliche Kontakte eine Arbeit 
gefunden werden. Erfahrungen mit Diskrimi-
nierung hatten beide Gesprächspartnerinnen 
und -partner: Der/die InterviewpartnerIn mit 
Migrationshintergrund gab an, dass seine/ihre 
österreichischen Kolleginnen und Kollegen, 
die dieselbe Arbeit verrichten wie er/sie, einen 
höheren Lohn bekämen, auch wenn der Unter-
schied nicht all zu groß sei.

Die Schülerinnen Djana berdieva, ellen Tetteh, Maja 
Marjanovic, eva Gabriela und Juliana Tomic mit Lan-
desrätin Dr.in bettina Vollath, Dipl.- Dr. Dieter höfler 
(Tectos Gmbh), Mag.a Daniela Grabovac und Mag.a 
Pauline Riesel-Soumaré (ADS)
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2.3  gesundHeit

Beschwerden bezüglich des Zugangs zu und 
der Versorgung mit Gütern und Dienstleis-
tungen im Gesundheitsbereich betrafen vor 
allem Diskriminierungen aufgrund der eth-
nischen Herkunft mit 28,57 % und 21,34 % 
Mehrfachdiskriminierungen (insbesondere 
sozialer Status, Sprache, Herkunft). Jeweils 
14,29 % der Diskriminierungsbeschwerden be-
zogen sich auf das Diskriminierungsmerkmal 
Religion und sozialer Status. In 7,14 % der Be-
schwerdefälle innerhalb des Lebensbereichs 
„Gesundheit“ waren die Diskriminierungs-
merkmale Alter und Behinderung ausschlag-
gebend.

2.3.1 bLutsPendeVerbot Für 
 HoMosexueLLe Männer

Aus Gründen der Sicherheit werden be-
stimmte Gruppen nicht als Blutspenderin-
nen und Blutspender zugelassen. Im EU-
Recht findet man dazu im Anhang III der 
Richtlinie 2004/33/EG der Kommission zur 
Durchführung der Richtlinie 2002/98/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates die 
Aufforderung an die Mitgliedstaaten, „Perso-
nen, deren Sexualverhalten ein hohes Über-
tragungsrisiko für durch Blut übertragbare 
schwere Infektionskrankheiten birgt“, von 
der Blutspende auszuschließen.11

Österreich setzte die RL durch die Blutspen-
deverordnung12 um. Dies hat grundsätzlich 
unter Bedachtnahme auf die sowohl euro-
parechtlich bindende als auch im Verfas-
sungsrang stehende Grundrechtecharta 
(GRC) zu erfolgen. Dabei ist insbesondere 
Art. 21 Abs. 1 GRC zu beachten, der jegli-
che Art von Diskriminierung aufgrund der 
sexuellen Ausrichtung verbietet. Die Blut-

spendeverordnung nimmt darauf bei den 
Ausschlusskriterien für Spenderinnen und 
Spender keinerlei Bezug. Die Durchführung 
von Blutspenden liegt in Österreich beim 
Roten Kreuz. Im SpenderInnenfragebogen 
muss man als männlicher Spender angeben, 
ob man schon einmal Sex mit einem anderen 
Mann gehabt hat. Fällt die Beantwortung po-
sitiv aus, wird man automatisch als Spender 
ausgeschlossen.

Frage 30:  
Männliche spender: Hatten sie als Mann 
sex mit einem anderen Mann?

Die Kommission weist in der Beantwortung 
einer parlamentarischen Anfrage darauf 
hin, dass „Sexualverhalten“ nicht mit „se-
xueller Ausrichtung“ gleichzusetzen sei.13

Die oben zitierte Fragestellung stellt aber 
ausschließlich auf die sexuelle Ausrichtung 
ab. Denn demnach sind Männer, die Sex mit 
einem anderen Mann hatten, unabhängig 
von ihrem individuellen Sexualverhalten, 
vom Blutspenden ausgeschlossen. Durch 
eine europarechtskonforme Änderung der 
BSV wäre es dem Roten Kreuz nicht mehr 
möglich, eine solch diskriminierende Fra-
gestellung zu verwenden. In einer vom Ge-
sundheitsminister Stöger verfassten Stel-
lungnahme14 zu einer parlamentarischen 
Anfrage diese Thematik betreffend wurde 
ein Begutachtungsentwurf zur Änderung 
erwähnt. Durch diesen vom Gesundheitsmi-
nister in Auftrag gegebenen Entwurf sollte 
ein § 3a in die Blutspendeverordnung ein-
gefügt werden:

„§ 3a. Bei der Befragung des Spenders zu sei-
nem Gesundheitszustand und deren Dokumen-
tation sowie der diesbezüglichen Aufklärung 
und Information dürfen keine diskriminieren-

11  Richtlinie 2004/33/eG der Kommission vom 22. März 2004 zur Durchführung der Richtlinie 2002/98/eG des europäischen 

Parlaments und des Rates hinsichtlich bestimmter technischer Anforderungen für blut und blutbestandteile, Abl L 91, 25ff.
12  Verordnung der bundesministerin für Arbeit, Gesundheit und Soziales betreffend den Gesundheitsschutz von Spendern 

und dieQualitätssicherung von blut und blutbestandteilen, bGbl. II nr. 100/1999
13  Vgl. Antwort von Kommissar Dalli, im namen der Kommission, e-006484/2011, Abl c 128 e.
14  http://www.parlament.gv.at/PAKT/VhG/XXIV/Ab/Ab_05879/fname_194522.pdf
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den Formulierungen verwendet werden.“ 
Da diese Stellungnahme aus dem Jahr 2010 
stammt und noch keine gesetzlichen Än-
derungen vorgenommen wurden, fragte die 
Antidiskriminierungsstelle Steiermark beim 
Gesundheitsminister am 19.06.2013 schrift-
lich nach, warum es bis zum heutigen Tag zu 
keiner Novellierung gekommen ist. Die Anfra-
ge blieb unbeantwortet.

eMPFeHLung der ads 
••• Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark 
begrüßt den Vorstoß des Gesundheitsministe-
riums, § 3a in die Blutspendeverordnung (BSV) 
einzufügen und diskriminierende Formulie-
rungen zu verbieten und empfiehlt die Umset-
zung dieses Paragraphen. Zudem empfiehlt die 
Antidiskriminierungsstelle Steiermark, Frage 
30 des Blutspenderfragebogens „Hatten Sie als 
Mann Sex mit einem anderen Mann?“ auf eine 
von der sexuellen Orientierung unabhängige 
Frage nach ungeschütztem Geschlechtsver-
kehr abzuändern.

2.4  woHnen 

Die Beschwerden im Lebensbereich „Wohnen“ 
betrafen vor allem Nachbarschaftskonflikte 
und diskriminierende Inserate von Vermiete-
rinnen und Vermietern mit Formulierungen 
wie „keine Kinder“, „keine Afrikaner“, „keine 
Ausländer“.
Diskriminierungen aufgrund der Ethnie bil-
deten mit 43,9 % innerhalb des Lebensberei-
ches „Wohnen“ den größten Teil, gefolgt von 
Mehrfachdiskriminierungen mit 21,95 % (ins-
besondere sozialer Status, Herkunft, Religion) 
und 12,2 % Beschwerden im Zusammenhang 
mit dem Merkmal sozialer Status. 7,34 % der 
Fälle im Lebensbereich „Wohnen“ betrafen das 
Merkmal Geschlecht und jeweils 4,88 % die Dis-

kriminierungsgründe Alter und Behinderung.
2.4.1  studie unter deM ForscHungs- 
 asPekt „Zugang Zu woHnrauM“

Autorinnen und Autoren: Mag.a Ingrid Ni-
coletti, Dr. Klaus Starl und Mag.a Alexandra 
Stocker vom Europäischen Trainings- und 
Forschungszentrum für Menschenrechte und 
Demokratie.

Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark 
beauftragte das Europäische Trainings- und 
Forschungszentrum für Menschenrechte und 
Demokratie mit einer Studie unter dem For-
schungsaspekt „Zugang zu Wohnraum“.

In dieser Studie wurde untersucht, ob das 
Menschenrecht auf Zugang zu angemessenem 
Wohnraum in der Steiermark verwirklicht ist. 
Die Zugänglichkeit wurde durch eine Analyse 
der Auswahl- und Vergabepraxen von Woh-
nungsanbieterinnen und Wohnungsanbietern 
überprüft. Um eventuelle regionale Unter-
schiede beziehungsweise Unterschiede zwi-
schen Stadt und Land feststellen zu können, 
wurde die Untersuchung in vier steirischen 
Regionen durchgeführt. In Fokusgruppendis-
kussionen wurden strukturelle Zugangsbar-
rieren, Beschränkungen des Zugangs durch 
gesellschaftliche Stereotype sowie Benach-
teiligungen aufgrund individueller vorurteils-
behafteter Haltungen gegenüber bestimmten 
Personen herausgearbeitet. 
Die Frage, ob in der Steiermark ausreichend 
Wohnraum verfügbar ist, lässt sich nicht für 
das ganze Bundesland einheitlich beant-
worten. Während die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer der Fokusgruppen-Diskussionen 
diese Frage für die Stadt Graz insbesondere 
mit Hinblick auf leistbaren Wohnraum ein-
deutig verneinten, zeigt sich in den Regionen 
ein differenzierteres Bild. Das Verhältnis von 

FALLbeSchReIbunG  

Frau L. wendet sich an die Antidis-

kriminierungsstelle Steiermark, 

weil sie im Rahmen eines nach-

barschaftsstreites auch rassistisch 

beschimpft wurde. Sie erzählt, dass 

die nachbarin Ausdrücke wie „Aus-

länderpack“ verwende und Sätze 

wie: „Geht in euer Land zurück!“ 

„Ihr nehmt uns alles weg!“ sage. 

Zudem verspotte sie die Freunde der 

Familie von Frau L., wenn sie diese 

in ihrer Muttersprache reden höre. 

Die Antidiskriminierungsstelle 

Steiermark schickt ein Schreiben 

an die hausverwaltung und urgiert 

bzgl. der Verantwortung der haus-

verwaltung, die beschwerdeführerin 

vor rassistischen belästigungen zu 

schützen.
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Angebot und Nachfrage ist hier zunächst vom 
wirtschaftlichen Standort der Gemeinde und 
damit zusammenhängender Zu- und Abwan-
derung abhängig. Generell wurde das Angebot 
in den Diskussionen als mengenmäßig ausrei-
chend bezeichnet.
In der Studie wird unterschieden zwischen 
dem Segment des öffentlichen und geförder-
ten Wohnbaus, dem primär die Aufgabe der 
Wohnraumversorgung zukommt, und dem 
Segment des gewerblich vermittelten und 
privaten Angebots, in welchem primär auf 
Einkommenserzielung abgestellt wird. Nach 
übereinstimmender Aussage der Diskussions-
teilnehmerinnen und Diskussionsteilnehmer 
geht es den Wohnungsanbieterinnen und 
Wohnungsanbietern grundsätzlich um die 
Vermeidung von drei Risikofaktoren: Miet-
zahlungsausfälle, Schäden am Bestandsobjekt 
und Kosten durch Nachbarschaftskonflikte.
Lediglich bei Gemeindewohnungen und teil-
weise bei Genossenschaften im öffentlichen 
Auftrag kommen feste Vergabekriterien zur 
Anwendung. Die Vergaberegeln der Gemein-
den sind  unterschiedlich ausgestaltet. Mit 
der Gemeindegröße steigt der Formalisie-
rungsgrad der Vergabe. Vergaberegeln orien-
tieren sich in erster Linie am Wohnbedarf nach 
sozialen Kriterien, wobei Einkommen und 
Haushaltsgröße die am häufigsten genannten 
Indikatoren darstellen. Daneben werden auf 
struktureller Ebene hauptsächlich Personen 
ohne EU-Staatsbürgerschaft vom Zugang zu 
Gemeindewohnungen oder geförderten Ge-
nossenschaftswohnungen ausgeschlossen. 
Der Kreis der berechtigten Personen wird je 
nach Gemeinde unterschiedlich eng gezogen, 
wobei insbesondere Drittstaatsangehörige 
ohne gesicherten Daueraufenthaltsstatus ei-
nen Nachteil haben. Der gewerblich vermit-
telte Wohnungssektor kennt ausschließlich 
wirtschaftliche Ausschlusskriterien. Hier be-

steht die strukturelle Zugangsbarriere in den 
Kosten für die Maklerprovisionen.
Von den Vergabekriterien sind die alltäglichen 
Vergabepraxen zu unterscheiden. Hier wurde 
von Gemeindevertreterinnen und Gemeinde-
vertretern unter anderem InländerInnenbe-
vorzugung bzw. Bevorzugung von Personen 
„aus der Gemeinde“ genannt. Lediglich bei 
Gemeindewohnungen der Stadt Graz erfolgt 
die Reihung von Bewerberinnen und Bewer-
bern nach einem strengen Punkteschema.
Die Risikoeinschätzung erfolgt über mehr 
oder weniger zuverlässige Bonitätsprüfung, 
Selbstauskünfte, Warnkreditabfrage und 
Einkommensnachweise. Von Arbeitslosigkeit 
betroffene Personen haben Nachteile. Ne-
ben den „harten“ wirtschaftlichen Kriterien 
erfolgt die Einschätzung der Bewerberinnen 
und Bewerber im Hinblick auf die Minimierung 
der Risiken im Wesentlichen nach „Bauchge-
fühl“. Das Risiko des Zahlungsausfalls wird 
einkommensschwachen, „unzuverlässig“ oder 
„planlos“ erscheinenden Bewerberinnen und 
Bewerbern und Personen, deren Einkommens-
stabilität in Frage gestellt wird, zugeschrie-
ben. Risiken für Schäden am Bestandsobjekt 
werden vorwiegend „sozialen Randgruppen“ 
zugeschrieben. Darunter wurden in den Dis-
kussionen Personen verstanden, die „von der 
(regionalen) Norm abweichende Lebensstile“ 
pflegen, Personen mit Drogen- oder Alko-
holproblemen, mit psychischen „Problemen“, 
bis zu einem gewissen Grad Kinder und in 
geringem Ausmaß Personen, von denen ver-
mutet wird, dass sie bürgerliche Werte aus 
herkunftskulturellen Gründen nicht teilen. 
Die diffuseste Risikoart sind die befürchteten 
Nachbarschaftskonflikte. Konfliktpotenzial 
wird dabei sowohl den betroffenen Personen 
als auch der bestehenden Mieterinnen- und 
Mietergemeinschaft zugeschrieben. Von 
diesen Zuschreibungen sind hauptsächlich 
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„ausländische“ Wohnungswerberinnen und 
-werber (bewertet nach Religion, Aussehen, 
Hautfarbe, Sprache oder auch nur Namen), 
kinderreiche Haushalte (assoziiert mit Lärm) 
und Menschen mit psychischen Erkrankungen 
betroffen. Bei letzterer Personengruppe wer-
den alle drei Risiken potenziell angenommen.
Aus menschenrechtlicher Sicht ist der Zugang 
zu angemessenem Wohnraum in der Steier-
mark nicht vollständig gewährleistet. Be-
nachteiligte Personenkreise sind Drittstaats-
angehörige, einkommensschwache Personen, 
Menschen mit psychischen Belastungen, Per-
sonen, denen geringe Finanzkraft und/oder 
Unzuverlässigkeit attestiert wird, kinderrei-
che Haushalte, sowie Personen, die als „fremd“ 
oder als nicht vertrauenserweckend wahrge-
nommen werden. Insbesondere betroffen sind 
wiederum Wohnungssuchende, auf die mehre-
re dieser Kriterien zutreffen.

eMPFeHLung der ads 
••• Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark 
empfiehlt, die Punkte aus dem Bericht des 
Landtags XV. Gesetzgebungsperiode – Einl.
Zahl 277/1315 aufzugreifen und umzusetzen: 
Demnach haben sämtliche Kommunen bei der 
Vergabe von Wohnungen, über die sie das Zu-
weisungsrecht innehaben (wie z. B. Gemein-
dewohnungen oder Wohnungen, die gefördert 
errichtet wurden und im Eigentum und unter 
der Verwaltung einer gemeinnützigen Bauver-
einigung stehen), zu beachten, dass nach der 
nunmehr geltenden Rechtslage neben dem 
bisher für die Auswahl in Frage kommenden 
Personenkreis (Österreicherinnen und Öster-
reicher bzw. EU- oder EWR-Bürgerinnen und 
-Bürger und „Konventionsflüchtlinge“) auch 
Personen mit einem Aufenthaltstitel gemäß 
dem Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz – 
NAG, BGBl. I Nr. 100/2005, in der Fassung BGBl. 
I Nr. 157/2005, für eine Gemeindewohnung in 

Frage kommen. Zudem empfiehlt die Antidis-
kriminierungsstelle Steiermark eine Erarbei-
tung eines einheitlichen Kriterienkatalogs für 
die Vergabe von Gemeindewohnungen.

2.4.2 studie ZuM ForscHungsasPekt:  
 „der Zugang Zu woHn- 
 rauM Für ausgewäHLte 
 benacHteiLigte gruPPen“ 

Autor: Mag. Joachim Hainzl, Verein Xenos (Ver-
ein zur Förderung von soziokultureller Vielfalt)

Ergänzend zur ersten Studie erstellte der Ver-
ein XENOS im Auftrag der Antidiskriminie-
rungsstelle Steiermark die Detailstudie „Der 
Zugang zu Wohnraum für ausgewählte be-
nachteiligte Gruppen“ und befragte Expertin-
nen und Experten von sechs Einrichtungen, 
die sozial benachteiligte Personengruppen bei 
der Wohnungssuche und Wohnungssicherung 
betreuen: Iris Eder, Clemens Perteneder und 
David Prabitz (Wohnungssicherung Caritas), 
Godswill Eyawo (MigrantInnenbeirat Graz), 
Monika Idlhammer Rocha (SchuldnerInnen-
beratung Steiermark), Sabine Kaufmann und 
Andrea Staber (Mosaik Graz), Josef Mikl Verein 
„Selbstbestimmt Leben Steiermark“, Ferey-
dun Zahedi (Verein für Einheit und Frieden). 
Im Folgenden werden die Ergebnisse dieser 
Detailstudie zusammenfassend dargestellt.
Für Menschen mit körperlichen Beeinträch-
tigungen ergeben sich viele Zugangsbarrie-
ren, die durch gesellschaftliche Strukturen 
hervorgebracht werden. Trotz rechtlicher 
Bestimmungen und Verpflichtungen (UN-Be-
hindertenrechtskonvention Artikel 19 und 
28, Steiermärkisches Baugesetz §70 und §76) 
sind erhebliche Mängel zu beobachten, die 
einen menschenwürdigen, selbstbestimm-
ten und sicheren Wohnraum dieser sozialen 
Gruppe nicht möglich machen. Laut Exper-

ZITATe

„Wo lauter alte Menschen wohnen, 

sollte nicht unbedingt eine 

Ausländerfamilie mit fünf Kindern 

untergebracht werden.“  

(Gemeindevertreter/in)

„Gesichertes einkommen ist für den 

Vermieter wichtig, dass er [der Mie-

ter] sich die Wohnung leisten kann, 

dass er sich die Kaution leisten 

kann, eine Rechtsgeschäftsgebühr 

und eine Maklerprovision, dann 

sind wir fertig.“  

(Makler/in)

„Wenn jemand so kommt, ‘heut 

mache ich‘s so, morgen so‘, so ist 

der dann auch im Geldverhalten. 

Ist Gefühlssache, wir machen keine 

bonitätsprüfung.“  

(Genossenschaftsvertreter/in).

„Wenn weder englisch- noch 

Deutschkenntnisse vorhanden sind, 

gibt es am privaten Sektor definitiv 

ein Problem und man wird kaum 

einen Vermieter finden.“  

(Makler/in)

„… weil sie in ihrem ganzen 

Lebensablauf anders agieren und 

auch von den Sachwaltern nicht 

so betreut werden, dass sie in der 

Gemeinschaft mit ihrem Verhalten 

Platz finden.“  

(bauträgervetreterIn über Personen 

mit psychischen Problemen)
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tinnen und Experten wird in Wohngebäuden 
besonders das Fehlen von Personenaufzügen 
für Menschen mit mobiler Einschränkung 
bemängelt. Für Rollstuhlfahrerinnen und 
-fahrer z. B., so auch die Erfahrung eines Be-
troffenen, entstehen durch unangemessen 
gebaute Wohnungen zusätzliche Barrieren, 
die oft nicht nach ihren besonderen Lebens-
bedürfnissen und Lebensbedarfen ausgestat-
tet sind bzw. nicht kostengünstig angepasst 
werden. Mangel an finanziellen Mitteln für 
ausreichende barrierefreie Bauten sind oft-
mals genannte Gründe in der politischen 
Diskussion. Von Seiten der Vertreterinnen 
und Vertreter von Wohnungsanbieterinnen 
und -anbietern zeigt sich ein mangelndes 
Bewusstsein für das Verständnis von barrie-
refreiem Wohnen. Im Vergleich schätzen die-
se die Angebote auf dem Wohnungsmarkt als 
ausreichend barrierefrei ein. 

Menschen mit körperlichen Beeinträchti-
gungen haben aufgrund ihrer eingeschränk-
ten soziökonomischen Position zudem gerin-
ge Chancen, ihren Wohnraum selbstbestimmt 
zu wählen. Miet- und Eigentumswohnungen 
sind neben den genannten Einschränkun-
gen für diese oftmals nicht finanzierbar und 
der Zugang zu finanzieller Unterstützung 
(Bankkredit, Lebensversicherung) ist ihnen 
erschwert. Barrierefreie Gemeindewohnun-
gen stellen für diese Menschen als besondere 
Wohnform oft die einzige und, laut Expertin 
und einer betroffenen Personen, eher unat-
traktivere verbleibende Möglichkeit dar. 
Diese Wohnungen sind jedoch baulich und 
verkehrstechnisch nicht immer barrierefrei, 
und als sogenannte „Behindertenwohnun-
gen“ trennen sie zudem diese Menschen von 
der restlichen sozialen Gemeinschaft.

Im Vergleich äußern sich Zugangsbarrieren 

für Menschen mit geistigen Beeinträchtigun-
gen oder auffälligem Verhalten im Bereich 
des Individuellen. Wohnungsanbieterinnen 
und -anbieter haben oft Vorurteile gegen-
über diesen Personen und lehnen es bewusst 
ab, ihnen eine Wohnung zu geben. Diese be-
wusste Benachteiligung, die laut Wohnungs-
anbieterinnen und -anbieter auf frühere ne-
gative Erfahrungen gründet (Aggressivität, 
Ruhestörung und schlechte finanzielle Lage 
für Mietzahlungen der beeinträchtigten Per-
sonen), führt zu diskriminierendem Verhal-
ten aufgrund der Behinderung. Betreuende 
Institutionen selbst beschreiben nach eige-
ner Erfahrung den Umgang mit Menschen 
dieser sozialen Gruppe zwar als herausfor-
dernd, aber mittels medikamentöser Behand-
lung und vor allem durch institutionelle Be-
gleitung und Betreuung seien Probleme mit 
Nachbarn handhabbar und lösbar. Laut be-
treuenden Expertinnen und Experten erweist 
sich aufgrund der tatsächlich unzumutbaren 
Konfrontationssituationen die Wohnungssu-
che und Wohnungsfindung für Menschen mit 
geistigen Beeinträchtigungen oder mit auf-
fälligem Verhalten als schwierig. 

Für Menschen, die begrenzte finanzielle Mittel 
aufweisen, ist der Zugang zu einem angemes-
senen Wohnraum einerseits durch ihre prekäre 
soziökonomische Lage und andererseits durch 
zahlreiche nicht leistbare Wohnungen im 
Land grundsätzlich erschwert. Diese Personen 
sind dem Risiko des Wohnungsverlustes aus-
gesetzt. Wichtig bei der Wohnungssuche für 
Betroffene ist die Begleitung durch Einrich-
tungen, die eine Delogierung verhindern und 
über die Rechte und Pflichten als Mieterin/
Mieter bei der Wohnungsfindung aufklären 
können. Befragte Expertinnen und Experten 
zählen aus Erfahrungen verschiedene Zu-
gangsbarrieren auf, die sich bei der Wohnungs-
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suche dieser sozialen Gruppe ergeben. Diese 
betreffen Wohnungen, für die eine Makler- 
Innengebühr oder Kaution anfällt, Wohnungs-
genossenschaften, die ein Mindesteinkommen 
und Bonitätsprüfungen verlangen, und nicht 
rechtskonforme Mietverträge. Probleme erge-
ben sich auch im Umgang zwischen Vermiete-
rinnen bzw. Vermieter und Mieterinnen bzw. 
Mieter mit knappen finanziellen Möglichkei-
ten. Sogenannte Beherbergungsbetriebe, die 
nicht unter das Mietrechtsgesetz fallen und 
eigene Gewerbebestimmungen haben, bieten 
zwar auf der einen Seite niederschwellige 
Wohnversorgung für diese Menschen an, aber 
auf der anderen Seite können sie durch über-
höhte Mietpreise und Wohnungsleistungen 
gesetzliche Verstöße aufweisen. Betroffene 
Personen berichten z. B. von überteuerten 
und schlecht ausgestatteten Wohnungen 
(schlecht isolierte Kellerwohnung und hohe 
Energiekosten, gesundheitsgefährdender 
Schimmelbefall und hohe Mietkosten). Auch 
von rechtswidrigem Verhalten von Seiten pri-
vater Vermieterinnen und Vermieter in Kon-
fliktsituationen wie z. B. Mietrückständen ist 
die Rede (Drohung, das Wohnungsschloss aus-
zutauschen, oder psychische Druckausübung 
durch unangemeldetes Kommen bzw. Betre-
ten der Wohnung). Jedoch haben die Betrof-
fenen meistens Angst davor, rechtlich gegen 
dieses illegale Verhalten vorzugehen, weil sie 
sich wegen der möglicherweise anfallenden 
Anwaltskosten Sorgen machen. Ein Haupt-
grund für einen drohenden Wohnungsverlust 
sind Mietrückstände, die aus verschiedenen 
sozial prekären Situationen der Betroffenen 
resultieren (Arbeitsplatzverlust, alleinste-
hende Personen, alleinerziehende Personen, 
Trennung/Scheidung, Verschuldung etc.). 
Delogierungen aufgrund von Mietrückstän-
den können aber meistens durch angebotene 
Kulanzlösungen von Seiten der Vermieterin-

nen und Vermieter überwunden werden (Auf-
schub der Mietzahlungen oder Vereinbarung 
von Ratenzahlungen). Betroffene Personen 
haben es nach durchgeführten Delogierungen 
aufgrund von Kautionskosten und Makler- 
Innengebühren meist schwer, auf dem Woh-
nungsmarkt neue Wohnungen zu finden.
Eine weitere soziale Gruppe mit erschwertem 
Zugang zu angemessenem Wohnraum betrifft 
Personen, die durch andere als sogenannte 
„Ausländer“ bezeichnet und kategorisiert 
werden. Auch hier fehlen finanzielle Ressour-
cen für nicht leistbare Wohnungen aufgrund 
prekärer Situationen. Nicht nur strukturelle 
Barrieren, die durch gesetzliche Vorschrif-
ten gegeben sind (Grundvoraussetzung einer 
Staatsbürgerschaft für Gemeindewohnungen, 
bei finanziell geförderten Wohnraumerrich-
tungen bzw. Wohnraumbeschaffungen und 
für Wohnbeihilfe) verhindern oder erschwe-
ren eine Wohnungsfindung. Auch vermehrte 
offene und subtile Diskriminierung gegenüber 
Menschen mit Migrationshintergrund bzw. 
mit „ausländischem“ Aussehen grenze die-
se soziale Gruppe, die meist in überteuerten 
Mietwohnungen privater Wohnungsmärkte 
unter sehr niedrigem Standard und manchmal 
überbelagert leben, vom geförderten Woh-
nungsmarkt und räumlich von der restlichen 
Gesellschaft aus (vgl. Studie 199816). Beson-
ders Asylwerberinnen und -werber ohne ab-
geschlossenes Asylverfahren oder volljährige 
und unbegleitete minderjährige Asylbewer-
berinnen und -werber leiden besonders unter 
nicht gerechtfertigter Ungleichbehandlung 
von Seiten der Vermieterinnen und Vermieter 
(Forderung von Zahlungen kaputter Gegen-
stände, Einbehalten von Kaution etc.). Dabei 
stellt sich die Erfassung der Zuschreibungen 
„ausländische Herkunft“ und Migration als 
problematisch dar, weil allein ihre begriffliche 
und thematische Bestimmung nicht eindeutig 
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eingrenzbar ist. Im Falle der Wohnungssuche 
werden Kriterien der Staatsbürgerschaft 
oder Aufenthaltsdauer dieser „ausländi-
schen“ Personen ignoriert. Betroffene be-
richten, wie Vermieterinnen und Vermieter 
sie aufgrund ihres Aussehens ablehnen und 
die Stigmatisierungen und Vorurteile sich 
durch diskriminierendes Verhalten ihnen 
gegenüber äußern („ausländischer“ Ak-
zent, Herkunftsland negativ konnotiert).
Zusammenfassend lässt sich über die De-
tailstudie sagen, dass es bestimmte soziale 
Gruppen gibt, denen der Zugang zu einem 
angemessenen Wohnraum in der Steier-
mark aufgrund von vorurteilsbehafteten 
subjektiven Empfindungen der Wohnungs-
anbietenden oder aufgrund gesellschaftli-
cher Strukturen sichtlich erschwert wird. 

Stellungnahme der Antidiskriminierungs-
stelle Steiermark zur Frage Quotierung der 
Wohnungszuweisungen17 19.09.2013
Das Wohnungsreferat der Stadt Graz fragte 
bei der Antidiskriminierungsstelle Stei-
ermark an, ob eine Quotierung der Woh-
nungszuweisungen an daueraufenthalts-
berechtigte Drittstaatsangehörige für 
Wohnungen, bei denen die Stadt Graz das 
Einweisungsrecht hat, rechtlich zulässig 
sei.

Hier eine kurZe ZusaMMenFassung 
unserer steLLungnaHMe:
Zur Beurteilung der Zulässigkeit einer Quote 
nach dem Gleichbehandlungsrecht muss zwi-
schen einer Quote als positiver Maßnahme zur 
Förderung der Gleichstellung (Quote = Min-
destprozentsatz) und einer Quote als Instru-
ment zur Deckelung der Repräsentanz einer 
Gruppe (Quote = Maximalprozentsatz) unter-
schieden werden.
Mindestquote: Die Quote als positive Maßnah-

me ist ihrerseits eine Sondermaßnahme, die 
darauf abzielt, eine Gruppe zu bevorzugen, 
von der bekannt und nachweisbar ist, dass 
sie in einem bestimmten Bereich benachtei-
ligt ist. Bezogen auf die konkrete Fragestel-
lung hieße das, dass das Wohnungsreferat 
der Stadt Graz daueraufenthaltsberechtigte 
Drittstaatsangehörige im Bereich des Zugangs 
zu „Gemeindewohnungen“ als strukturell be-
nachteiligte Gruppe erkannt hätte und sich 
zum Ziel gesetzt hätte, diese strukturelle Be-
nachteiligung mittels des Instrumentes der 
Quotierung der Zuweisungen zu beseitigen 
und des Weiteren eine  „bessere soziale Durch-
mischung“ zu erreichen.
Das Ziel der besseren „Integration“ und Ver-
besserung der Wohnsituation von Drittstaats-
angehörigen im Sinn einer „besseren sozialen 
Durchmischung“ scheint ein legitimes Ziel 
zu sein, wobei es auch hier problematisch er-
scheint, auf die ethnische Zugehörigkeit als 
das einzige Kriterium abzustellen. Wichtig sei 
die Berücksichtigung mehrerer Kriterien wie 
Familiengröße oder Einkommen.   
Höchstquote: Die Quotierung der Zuweisung 
von Gemeindewohnungen für daueraufent-
haltsberechtigte Drittstaatsangehörige im 
Sinn einer Deckelung dieser Zuweisungen 
würde bedeuten, dass daueraufenthaltsbe-
rechtigten Drittstaatsangehörigen nach Er-
reichen einer bestimmten Repräsentanz in 
den Gemeindewohnungen keine Gemeinde-
wohnung mehr zugewiesen würde. 
Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark 
äußerte Bedenken gegen starre Quoten im 
Sinn einer prozentuellen Deckelung und rät 
davon ab: Wenn die Quote erfüllt ist und ei-
ner Gruppe zugerechnete Personen keine 
Wohnung mehr bekommen, ergäbe das eine 
Diskriminierung aufgrund der ethnischen 
Herkunft.
Somit sprach sich die Antidiskriminierungs-
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stelle Steiermark vor dem Hintergrund des 
Gebotes der Gleichbehandlung gegen eine 
Quotierung der Zuweisung von „Gemeinde-
wohnungen“ an daueraufenthaltsberechtigte 
Drittstaatsangehörige im Sinn einer Höchst-
quote aus.

2.5  

internet 

Auch im Jahr 2013 waren diskriminie-
rende Postings bis hin zu Hate Spe-
ech ein medienethisches Thema für die  
Antidiskriminierungsstelle Steiermark. 
32,2 % der gemeldeten und ausgewer-
teten Postings waren rassistischen 
und fremdenfeindlichen Inhalts, 25 % 
waren islamfeindlich, 21,3 % heterosexis-
tisch, jeweils 3,75 % sexistisch, altersdiskri-
minierend und gegen eine bestimmte Wel-
tanschauung gerichtet.

Das Internet bietet die Möglichkeit Inhalte 
zu gestalten, zu veröffentlichen, zu verbrei-
ten und zu konsumieren und ist somit ein 
Ort, der massiv von den Nutzerinnen und 
Nutzern mitgestaltet wird. Mit der Entwick-
lung von Social-Media-Netzwerken können 
wir online auf verschiedenste Art und Weise 
kommunizieren. 

Sei es, um einfach nur mit Freundinnen und 
Freunden in Kontakt zu bleiben, sei es, um 
neue Kontakte zu knüpfen oder Inhalte zu 
teilen.18 Natürlich gibt es das Problem von 
Hate Speech und diskriminierenden Pos-
tings nicht erst seit der Erfindung des In-
ternets, aber besonders hier werden sie zum 
Problem. 

Hate Speech, zu Deutsch ungefähr gleichbe-
deutend mit Hassrede, ist jegliche Art von 
sprachlicher Diskriminierung, die Hass ge-
gen bestimmte Gruppen verbreitet, erweckt 
oder fördert.19 Nutzerinnen und Nutzer 
fühlen sich online oft geschützt durch eine 
vermeintliche Anonymität und sind so eher 
bereit, hemmungslos ihre Meinung zu ver-
breiten. Hinzu kommt, dass die Verbreitung 
im Internet sehr einfach ist und eine große 
Reichweite hat. So kann mit wenig Aufwand 
viel Aufmerksamkeit erreicht werden. Doch 
genau das ist vielen Menschen nicht klar. Im 
Internet veröffentlichte Inhalte sind dau-
erhaft abrufbar, es ist nachvollziehbar, von 
wem sie kommen, und vor allem sind diese 
Statements keineswegs in einem rechtsfrei-
en Raum abgelegt. 

In Österreich sorgte vor allem die Face-
book-Gruppe “Wir stehen zur FPÖ” laut 
News-Artikel “Die Facebook-Nazis hetzen 
weiter” vom 31.08.201320 für Aufregung:
Unter anderem wurden folgende Kom-
mentare veröffentlicht: „Der ganze Musli-
me-Scheißhaufen gehört mit Benzin über-
gossen und angezündet, die Benzinkosten 
übernimm selbstverständlich ich.“ Oder: 
„Diese Kameldreckfresser gehören ALLE 
ausradiert, ohne Ausnahme!“
Die geheime Facebook-Gruppe wurde we-
gen Verhetzung, Bildung einer kriminellen 
Vereinigung und Herabwürdigung religi-
öser Lehren bei der Staatsanwaltschaft 
Wien angezeigt. Laut NEWS.at ist die Grup-
pe weiterhin aktiv, nur wenige sollen aus-
getreten sein. Verhetzende Postings sollen 
außerdem – trotz gegenteiliger Angaben 
von AdministratorInnenseite – zum größ-
ten Teil nicht gelöscht worden sein, obwohl 
es sich um eindeutige religionsfeindliche 
und herabwürdigende Postings gegen den 

18 Vgl. no hate Speech Movement, council of europe, http://www.nohatespeechmovement.org [ 8/4/2014]
19 Vgl. Szabados, hassreden im Internet, Kap. 3.6, netzpolitik in Österreich - Internet. Macht. Menschenrechte, Landler, Parycek, 

Kettemann [hrsg.], 6/2013 
20 http://www.news.at/a/facebook-die-geheimen-facebook-nazis

Posting*

Zum Beispiel wurde zum Thema 

Adoptionsrecht für homosexuelle 

Paare geschrieben: „das recht des 

kindes wird, wieder einmal, mit 

den füssen getreten. es fängt an 

mit der Abtreibung: mein bauch 

gehört mir - weg mit dem Kind. die 

Scheidung: das recht des kindes 

auf eine heile Familie, mit mutter 

und vater, wird zurückgestellt 

zu Gunsten der erwachsenen. Zu 

bequem Schwierigkeiten auszudis-

kutieren und zu lösen. die mütter 

MÜSSEN arbeiten: also weg mit 

dem Kind, ab in den kindergarten 

oder die grippe.die schwulenad-

option: das recht des kindes auf 

mutter und vater wird zurück-

gestellt zugunsten schwuler 

paare, die ja selber KEINE KINDER 

BEKOMMEN KÖNNEN. wer gibt 

euch das recht die NATÜRLICHE 

Zusammensetzung der Familie zu 

ändern?das sind nur einmal einige 

punkte, die mir adhoc eingefallen 

sind, das sie ins auge stechen.

Dekadenz pur, wie schon andere 

poster schreiben.”
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Islam und damit auch gegen dessen Anhän-
gerinnen und Anhänger gehandelt hat.
Ein weiteres Beispiel aus Frankreich: anti-
semitische Tweets mit dem Hashtag #Un-
BonJuif (#EinGuterJude) wurde geteilt. 
Die französische Justiz veranlasste Twitter 
dazu, die betreffenden UserInnendaten be-
kannt zu geben und der Urheber der Pos-
tings wurde in der Folge verurteilt. Dieser 
Fall war aufgrund des einschlägigen Inhal-
tes relativ klar. Obwohl es sich hier ein-
deutig um Hate Speech handelte, brauchte 
es dennoch geraume Zeit bis zum entspre-
chenden Gerichtsbeschluss und in der Folge 
bis zur Herausgabe der Daten durch Twitter.

Generell ist festzuhalten, dass die Grenze 
zwischen Meinungsfreiheit und Hate Speech 
sehr schwer zu definieren ist. In Österreich 
können gewisse Aussagen unter den Tatbe-
stand der Verhetzung (§ 283 StGB), unter das 
Verbotsgesetz (§ 3h VerbotsG) sowie even-
tuell unter die zivilrechtliche Ehrenbeleidi-
gung (§ 1330 ABGB) fallen.21

Eine allgemein anerkannte Definition von 
Hate Speech existiert bis dato noch nicht. 
Durch die Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) 
wurden einige Parameter herausgearbeitet, 
die helfen, die Grenzen des Schutzes der Frei-
heit auf Meinungsäußerung (Art. 10 EMRK) 
sowie der Vereinigungs- und Versammlungs-
freiheit (Art. 11 EMRK) zu erkennen.  Den-
noch schafft das Fehlen einer Definition 
Lücken und lässt Spielraum für Grauzonen.22

So ist meist von Fall zu Fall zu entscheiden, ob 
es sich bei Postings um Hate Speech handelt 
oder ob die Aussagen noch im Schutzbereich 
von Art. 10 EMRK liegen. Teilweise bieten die 
Betreiberinnen und Betreiber der Seiten die 
Möglichkeit, Postings zu melden bzw. zu lö-

schen. Vor allem Zeitungen löschen Postings 
von Userinnen und Usern, wenn sie diese als 
diskriminierend oder grenzüberschreitend 
beleidigend empfinden. In der Regel sind 
Userinnen und User, die sich von Aussagen 
gestört fühlen, jedoch vom guten Willen der 
Betreiberinnen und Betreiber abhängig. So 
gab es bspw. Proteste gegen Facebook-grup-
pen wie „Domestic Violence - Don‘t make me 
tell you twice“ (Häusliche Gewalt - Wehe, ich 
muss es dir zweimal sagen), die massiv frau-
enfeindlich waren. Trotz massiver Kritik zahl-
loser Userinnen und User nahm Facebook die 
Seite erst vom Netz, als große Firmen wie Dove 
damit drohten, keine Werbung mehr zu schal-
ten, was schwerwiegende Gewinneinbußen 
für Facebook bedeutet hätte.23 

Das Problem ist nicht nur, dass es – abgesehen 
von der Möglichkeit, bestimmte Inhalte zu 
melden – kaum Instrumente für andere Nut-
zerinnen und Nutzer gibt, gegen unerwünsch-
te Internetinhalte vorzugehen. Auch die 
Tatsache, dass das Löschen von Postings oder 
Seiten keine nachhaltige Lösung ist, stellt ein 
Problem dar. Bloß weil ein Inhalt nicht mehr 
sichtbar ist, kursiert die Meinung dazu immer 
noch tausendfach im Netz. Nur weil ein Pos-
ting verschwindet, verschwindet die Einstel-
lung der Person nicht mit ihm. 

Kampagnen wie die “No Hate Speech Mo-
vement” vom Europarat laden Userinnen und 
User ein, auf Seiten mit diskriminierendem In-
halt aufmerksam zu machen. Die einzig nach-
haltige Lösung, um Hate Speech online zu 
bekämpfen und einzudämmen, besteht darin, 
den Userinnen und Usern klar zu machen, was 
sich hinter den Bildschirmen abspielt. Wie 
das Internet funktioniert und was es zu dem 
macht, was es ist, wird kaum thematisiert. 
Klarheit darüber zu gewinnen, dass Postings 

21 vgl Klagsverband zur Durchsetzung der Rechte von Diskriminierungsopfern, Welche Möglichkeiten gibt es in Österreich?, http://www.

klagsverband.at/info/hate-speech [08.04.2014]
22 Szabados, hassreden im Internet, Kap. 3.6, S. 209, netzpolitik in Österreich - Internet. Macht. Menschenrechte, Landler, Parycek, Kette-

mann [hrsg.], 6/2013 
23 Kleinman, Facebook sexism campaign attracts thousands online, 28/5/2013, http://www.bbc.com/news/technology-22689522, [abgeru-

fen am 09.04.2014]

POSTInG

„...Gutmenschin wegsperren! Gleich 

auch einen Drogentest machen! 

Weil in diesen Kreisen sind Drogen 

salonfähig“

2. 
LebensbereicHe



 Jahresbericht  ∙∙∙  37 

nicht durch Löschen verschwinden und man 
nicht so anonym ist, wie die Mehrheit glaubt, 
ist der erste Schritt in die richtige Richtung. 
Ein ganzheitliches Verständnis für die Ernst-
haftigkeit der Lage, wenn es um Hate Speech 
und diskriminierende Posting geht, kann nur 
durch Bewusstseinsbildung und Sensibilisie-
rung bewirkt werden.

Empfehlung: Userinnen und User müssen 
verstehen, wie das Internet funktioniert und 
welche Rolle sie online nicht nur als Nutzerin-
nen und Nutzer, sondern auch als aktiv Kre-
ierende haben. Ein nachhaltiger Weg dies zu 
erreichen, ist die Förderung von Medienkom-
petenz und digitaler Bildung im Bereich Dis-
kriminierung beispielsweise durch Workshops 
zu Medienethik. 

Speziell für Inhaberinnen und Inhaber von 
Plattformen besteht die Möglichkeit, die Use-
rinnen und User zum einen mittels klar ver-
ständlicher AGBs bzw. Verhaltensregeln über 
den Umgang mit Hate Speech im jeweiligen 
Forum zu informieren. Zum anderen ist die 
Option einer speziellen Verifizierung der Per-
sonen (z. B. mittels Telefonnummer) ein ge-
eignetes Mittel, um Personen zur Angabe ihrer 
korrekten Daten zu bringen. Dies impliziert, 
dass der Grad der Anonymität geschmälert 
wird und – wenn auch nur als psychologi-
scher Effekt – die Hemmschwelle Äußerun-
gen zu tätigen, die unter Hate Speech fallen, 
höher wird. Die Problematik der Anonymität 
und dem damit einhergehenden möglichst 
breiten Meinungsspektrum, welches in Foren 
von bspw. Zeitungen erwünscht ist, steht im-
mer im Spannungsfeld mit dem Datenschutz. 
So ist jedem Betreiber und jeder Betreiberin 
der Plattformen nahezulegen für sich zu ent-
scheiden, wie offen und anonym diese gestal-
tet werden sollen. 

eMPFeHLung der ads 
••• Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark 
empfiehlt daher Medieninhaberinnen und 
Medieninhabern, auf das Verbot der Diskrimi-
nierung hinzuweisen und Werbebanner mit 
Meldefunktionen gegen Diskriminierung zu 
verwenden. Dadurch wird es jedem Einzelnen 
einfacher möglich, eine Diskriminierung im In-
ternet zu melden und dagegen vorzugehen. 
Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark ap-
pelliert an die Medieninhaberinnen und Me-
dieninhaber Aufklärungs- und Präventionsar-
beit zu leisten und diskriminierende Postings 
umgehend aus dem Internet zu löschen.
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2.6  

beHÖrden 

21,5 % der im Jahr 2013 bei der Antidiskri-
minierungsstelle Steiermark gemeldeten Fäl-
le betrafen den Lebensbereich „Behörden“. 
Innerhalb dieses Bereiches hatten 48,04 % 
der Fälle einen Bezug zum Diskriminierungs-
merkmal ethnische Herkunft, 16,25 % zum 
Merkmal Religionszugehörigkeit und 7,14 % 
zum Merkmal des sozialen Status. Hierbei sind 
Beschwerden wegen Ethnic Profiling ebenso 
zu verzeichnen wie Beschwerden darüber, „re-
spektlos behandelt worden zu sein“.24

Unter den in der Jahresstatistik der Antidis-
kriminierungsstelle Steiermark verwendeten 
Begriff „Behörde“ fallen alle Ämter der Bun-
des- , Landes- und Kommunalverwaltung, die 
Exekutive, Gerichte und Körperschaften des 
öffentlichen Rechts wie z. B. die Krankenkas-
sen, die Wirtschaftskammer, die Pensionsver-
sicherungsanstalt etc. 

Unabhängig vom Thema Diskriminierung gilt 
für Menschen, die für Behörden und behörden- 
ähnliche Einrichtungen agieren, dass diese 
grundsätzlich und per se von einer mächtige-
ren Position aus handeln als die Menschen, die 
ihnen als Parteien oder Klientinnen und Kli-
enten gegenüberstehen und als solche vor der 
Behörde etwas beantragen, sich rechtfertigen 
oder Einsprüche erheben. Dieses Machtgefälle 
ist seitens des Staates erwünscht und seitens 
der Bevölkerung meist akzeptiert.

Unabhängig vom Thema Behördenkommu-
nikation gilt für Diskriminierungssituatio-
nen, dass die Täterinnen und Täter von einer 
mächtigeren Position aus agieren als die dis-
kriminierten Personen. Diese unterschiedli-

che (gesellschaftliche) (Macht-)Position der 
Beteiligten ist eines der Wesensmerkmale von 
Diskriminierung. Dies gilt für Diskriminierun-
gen zwischen Individuen (z. B. Belästigun-
gen, Einlassverweigerungen…) ebenso wie 
für strukturelle Diskriminierungen (Einkom-
mensschere zwischen Männern und Frauen, 
Unterrepräsentanz Schwarzer Menschen im 
gehobenen öffentlichen Dienst…). Die un-
terschiedliche (gesellschaftliche) (Macht-)
Position ist Folge und Wirkung der Zugehö-
rigkeit von Menschen zu privilegierten oder 
diskriminierten Gruppen. 

Im klassischen Behördendienst mit Parteien-
verkehr arbeiten mit überwiegender Mehr-
heit Männer und Frauen österreichischer 
Herkunft, ohne Behinderung, christlich so-
zialisiert, mutmaßlich heterosexuell, im Al-
ter zwischen 25 und 60, also Menschen aus 
den sogenannten privilegierten Gruppen. 
Auf der Seite der Parteien findet sich das 
gesamte Spektrum der gesellschaftlichen 
Vielfalt, also Männer, Frauen, Trans-Männer, 
Trans-Frauen, österreichischer Herkunft, 
nicht österreichischer Herkunft, ohne oder 
mit Behinderung, christlich oder nicht 
christlich sozialisiert, heterosexuell oder ho-
mosexuell, im Alter zwischen 25 und 60 oder 
darüber oder darunter, also sowohl Menschen 
aus den sogenannten privilegierten Gruppen 
wie auch Menschen aus den sogenannten 
diskriminierten Gruppen.

Im klassischen behördlichen Handeln kommt 
es demnach zu einer Anhäufung zweier stär-
kender Positionen: Der stärkenden Positi-
on durch die behördliche Funktion und der 
stärkenden Position durch ein oder mehrere 
gesellschaftlich privilegierte Merkmale. Dem 
gegenüber steht das Parteienhandeln mit 
einer möglichen Anhäufung an schwächen-

FALLbeSchReIbunG

Frau K., nicht österreichischer 

herkunft, mit einem in Österreich 

abgeschlossenem Jus-Studium, 

beantragt eine Förderung bei einer 

Verwaltungseinrichtung und erhält 

die Auflage, bestimmte Dokumente 

vorzulegen. Frau K. ist sich sicher, 

dass dies nicht dem üblichen 

Prozedere entspreche und teilt dies 

der beamtin mit. es ergibt sich ein 

Streitgespräch, in dem der Satz sei-

tens der beamtin fällt: „Das ist nun 

einmal so in Österreich! Da müssen 

Rechtsvorschriften eingehalten 

werden.“ Frau K. fühlt sich von 

dieser Aussage im Zusammenhang 

mit ihrer nicht-österreichischen 

herkunft diskriminiert und wendet 

sich an die Antidiskriminierungs-

stelle Steiermark. es kommt zu 

einer Aussprache mit der beamtin 

und dem/der AbteilungsleiterIn 

und einer für die beschwerdeführe-

rin zufriedenstellenden außerge-

richtlichen einigung.

24 Vgl. auch europäisches Trainings- und Forschungszentrum für Menschenrechte und Demokratie, Lebenssituation von 

„Schwarzen“ in urbanen Zentren Österreichs,  Oktober 2013, http://www.etc-graz.at/typo3/fileadmin/user_upload/

eTc-hauptseite/publikationen/Selbststaendige_Publikationen/eTc-neumin-Web.pdf, S 16ff.
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den Positionen: Der schwächenden Position 
durch die Parteienstellung und der schwä-
chenden Position durch eine oder mehrere 
gesellschaftlich diskriminierte Merkmale. 
Dieses Aufeinandertreffen schafft ein hohes 
Potential für Diskriminierungssituationen. 
Hintergrund dafür sind die zum Teil weit aus-
einanderliegenden Lebenswelten mit ebenso 
weit auseinanderliegenden Sichtweisen zu 
Integration, Inklusion, Partizipation u.v.m. 
Nun mag eingewendet werden, dass verschie-
dene Sichtweisen nun mal die Normalität der 
zwischenmenschlichen Auseinandersetzung 
sind. Bei aller Zustimmung besteht das Beson-
dere an der Behördenkommunikation darin, 
dass die Behörden vor dem Hintergrund ihrer 
Sichtweisen Entscheidungen treffen, die für 
die Parteien zum Teil existentiell wichtige Be-
deutung haben. 

Ein in diesem Zusammenhang immer wieder 
von Beschwerdeführerinnen und Beschwer-
deführern geäußertes Element ist die Glaub-
würdigkeit vor der Behörde. Menschen mit 
bestimmten diskriminierten Merkmalen ha-
ben häufig das Gefühl, dass sie wegen dieser 
Merkmale weniger Glaubwürdigkeit besitzen 
und ihnen deswegen mehr Misstrauen seitens 
der Behörde entgegengebracht wird als Par-
teien ohne diese diskriminierten Merkmale. 

eMPFeHLung der ads 
••• Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark 
empfiehlt Behörden Sensibilisierungsmaßnah-
men im Bereich diskriminierungsfreier Kom-
munikation und Verhalten mit Kundinnen und 
Kunden zu stärken.

2.  
LebensbereicHe
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2.7 ausbiLdung

Im Lebensbereich „Ausbildung“ betrafen 
32,35 % der Diskriminierungsbeschwerden das 
Merkmal der ethnischen Herkunft, 20,95 % 
Mehrfachdiskriminierungen (insbesondere 
Geschlecht, Religion, soziale Herkunft), 8,82 % 
das Diskriminierungsmerkmal Religion und 
11,76 % der Beschwerden hatten einen Zusam-
menhang zum Merkmal Behinderung.

sPracHe aLs diskriMinierungsgrund
Der Verein der Bosniaken trat im Jahr 2013 an 
die Antidiskriminierungsstelle Steiermark he-
ran mit dem Hinweis, dass der muttersprachli-
che Zusatzunterricht für Kinder in der bosni-
schen Sprache zukünftig eingestellt werden 
sollte. Die Kinder sollten von nun an von kro-
atisch und serbisch-sprechenden Lehrerinnen 
und Lehrern mitunterrichtet werden. Die An-
tidiskriminierungsstelle Steiermark veröffent-
lichte eine Stellungnahme, in der nicht nur auf 
die geschichtliche Entwicklung Bosniens hin-
gewiesen wurde, sondern auch darauf, dass die 
bosnische Sprache 1995 als eigenständige Spra-
che anerkannt wurde. Somit würde eine solche 
Abschaffung eine Diskriminierung aufgrund 
der Ethnie darstellen, da es durch den Unter-
richt durch Kroatisch- oder Serbischlehrer- 
innen und -lehrer zu einer ungleichen Be-
wertung des Bosnischen gegenüber dem Kro-
atischen und Serbischen kommen würde. Die 
Stellungnahme wurde an den Landesschulrat 
sowie auf Wunsch an das Bundesministerium 
für Unterricht, Kunst und Kultur weitergeleitet 
und war in Begutachtung.

diskriMinierung auFgrund Von
weLtanscHauung
Ein Beschwerdefall wurde an die Antidiskri-
minierungsstelle herangetragen, der eine 
Diskriminierung im Zusammenhang mit 

konfessionsfreien Menschen betraf. In einer 
steirischen Schule sollten Eltern eine Verhal-
tensvereinbarung unterschreiben, in der es 
auch um die Thematik „Religion in der Schu-
le“ ging. In dieser Vereinbarung wurde jedoch 
nicht die Weltanschauung für Menschen ohne 
Konfessionszugehörigkeit thematisiert. Der 
Beschwerdeführer sah sich durch die Privile-
gierung von Menschen mit religiösem Glauben 
und die Nichterwähnung von Konfessionsfrei-
en diskriminiert. Die genannte Verhaltens-
vereinbarung enthielt zwar ein Diskriminie-
rungsverbot aufgrund der Zugehörigkeit zu 
einer Religion, die Weltanschauung als religi-
onsfreie Überzeugung wurde jedoch nicht er-
wähnt. Lediglich der Begriff der Religionsaus-
übungsfreiheit wurde aufgenommen, dieser 
kann jedoch keinesfalls mit der Freiheit der 
Weltanschauung gleichgesetzt werden. Der 
Landeschulrat sah keine Diskriminierung in 
der Formulierung, da er die Meinung vertrat, 
dass es durch die Aufnahme der Freiheit der 
Weltanschauung in die Vereinbarung für die 
Schule zu der unzumutbaren Aufgabe kom-
men würde, zwischen allen existierenden Wel-
tanschauungen abzuwägen.

eMPFeHLung der ads
••• Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark 
empfiehlt, den Passus „Freiheit der Weltan-
schauung“ in die Vereinbarung aufzunehmen, 
um aufzuzeigen, dass es neben Religionen auch 
die Freiheit der Ausübung anderer nicht religi-
öser Überzeugungen gibt. 
Die Freiheit der Weltanschauung ist explizit 
in Art. 9 der europäischen Menschenrechts-
konvention und in Art. 10 der  EU-Grund-
rechtecharta geschützt und ist völlig frei 
und unabhängig von religiösen Inhalten zu 
gewährleisten, da es sich um ein verfassungs-
gesetzlich gewährleistetes Menschenrecht 
handelt. 

FALLbeSchReIbunG

herr b. möchte einen beruflichen 

Weiterbildungskurs bei einer dafür 

spezialisierten erwachsenenbil-

dungseinrichtung besuchen und 

muss dafür einen einstufungstest 

machen. er besteht den Test nicht, 

weil er an einer als behinderung 

anerkannten einschränkung der 

Atemwege leidet. herr b. wendet sich 

an die Antidiskriminierungsstelle 

Steiermark, weil er sich eine Stellung-

nahme zum geschilderten ereignis 

aus Sicht der erfahrungen der An-

tidiskriminierungsstelle Steiermark 

wünscht. Diese Stellungnahme wollte 

herr b. für ein außergerichtliches 

Verfahren gegen die erwachsenbil-

dungseinrichtung verwenden.

Frau L. ist selbst nicht-österrei-

chischer herkunft und hat einen 

Freund nicht österreichischer 

herkunft und muslimischen 

hintergrunds. Sie besucht einen 

Ausbildungskurs für Jugendliche 

an einem erwachsenenbildungsins-

titut. eines Tages zeigt die Trainerin 

den Teilnehmerinnen und Teilneh-

mern eine Dokumentation über das 

Thema „Terrorismus“. Am ende des 

Filmes sagt sie zu Frau L.: Frau L., 

Sie kennen sich doch aus mit dem 

Terrorismus. und erklärend für die 

restliche Gruppe sagt sie: „Weil sie 

hat ja mit Afghanen zu tun. Frau 

L. fühlt sich dadurch rassistisch 

diskriminiert. Wir schreiben einen 

Interventionsbrief an das Weiter-

bildungsinstitut und ersuchen um 

eine Stellungnahme. Frau L. ist 

vorerst damit zufrieden. 

2. 
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exkurs:  

aLtersdiskriMinierung  

iM dienstLeistungssektor

Diskriminierung aufgrund des Alters ist ein The-
ma, das immer mehr in die Öffentlichkeit dringt 
und dem bewusster und aufmerksamer begeg-
net werden sollte.
Frau S. ist eine 82-jährige Seniorin und besitzt 
ein Mietzinshaus in Graz. Um dieses Wohnob-
jekt an Interessentinnen und Interessenten 
vermieten zu können, musste eine Renovie-
rung durchgeführt werden, welche aus dem 
Treuhandkonto der Hausverwaltung vorfinan-
ziert wurde. Als Frau S. für die Zurückzahlung 
des um € 65.000 überzogenen Treuhandkon-
tos bei ihrer Bank ihren dort vorhandenen 
Kredit um die Summe aufstocken wollte, ver-
weigerte die Bank ihr die Kreditaufnahme. 
Sie wäre „zu alt“, so zitiert die Betroffene 
die Aussage der Bankangestellten. Dass Frau 
S. eine gute Pension und Witwenpension be-
zieht und zudem zwei mieteinbringende Lie-
genschaften besitzt und somit, wie ihr Anwalt 
auch bestätigt, finanziell gut abgesichert ist, 

hat die betreffende Bank nicht interessiert. 
Die Verweigerung der Kreditvergabe wurde 
lediglich damit begründet, dass interne recht-
liche Regelungen es nicht erlauben würden, 
an Pensionierte ab dem 65. Lebensjahr Kre-
dite zu vergeben. Offiziell ist bekannt, dass 
bei einer Kreditaufnahme in jedem einzelnen 
Fall die Bonität und Kreditfähigkeit geprüft 
wird. Aufgrund des fortgeschrittenen Alters 
von Frau S. besteht von Seiten der Bank of-
fensichtlich die Befürchtung, dass sie die mo-
natliche Rückzahlung nicht mehr zu Ende tä-
tigen kann. Damit liegt eine Diskriminierung 
aufgrund des Alters vor.

Frau S. ist kein Einzelfall. Das bezeugt der Ge-
neralsekretär des Pensionsverbandes Andreas 
Wohlmuth, der von verschiedenen Beschwer-
den von Pensionierten spricht. Auch wurden 
andere Fälle von Altersdiskriminierung ande-
rer Banken an die Antidiskriminierungsstelle 
Steiermark getragen, so wurden die   „Ein-
kaufsreserve“ im Sinne eines Überziehungs-
rahmens trotz guter Pension mit dem Pensi-
onsantritt reduziert und einem 70-Jährigen 
in einem Elektronikgeschäft ein Ratenkauf nur 
mit Bürgin/Bürgen gewährt.

Auf die Anfrage der Antidiskriminierungs-
stelle Steiermark an die österreichische Fi-
nanzmarktaufsicht äußerte diese, dass es für 
Kreditvergaben zwar keine rechtlichen Al-
tersbeschränkungen gibt, aber die Möglichkeit 
besteht, dass bei Menschen in hohem Alter das 
Risiko der Kreditfähigkeit mehr in Betracht ge-
zogen wird. 
In Hinblick auf unsere Gesellschaft, deren Le-
benserwartung steigt, sollte es möglich sein 
auch diesbezüglich umzudenken und älte-
ren Menschen die gleiche Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben und Dienstleistungssektor 
zu gewähren wie allen anderen.

 
exkurs

Zu ALT FüR KReDIT  

Kleine Zeitung, 18. Oktober 2013
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25  http://www.aerzteblatt.de/nachrichten/55997/Konvention-zum-Schutz-der-Rechte-aelterer-Menschen-gefordert [05.05.2014]
26  http://www.weltfussball.at/entry/_168828_sturms-sukuta-pasu-in-ried-offen/ [22.05.2014]
27  http://www.spiegel.de/sport/fussball/sukuta-pasu-erhebt-vorwuerfe-wegen-rassismus-in-oesterreich-a-887940.html 

[22.05.2014]

eMPFeHLung der ads 
••• Im dritten Teil des Gleichbehandlungsge-
setzes sind die Bestimmungen der Antiras-
sismus-RL umgesetzt worden, die das Gleich-
behandlungsgebot für wichtige Bereiche 
auch außerhalb der Arbeitswelt festlegt. Vom 
Geltungsbereich sind Rechtsverhältnisse ein-
schließlich deren Anbahnung und Begründung 
und die Inanspruchnahme oder Geltendma-
chung von Leistungen außerhalb eines Rechts-
verhältnisses erfasst. Leider sind jedoch nur 
das Merkmal des Geschlechts sowie das der 
ethnischen Zugehörigkeit geschützt.  Der drit-
te Teil des GlBG schützt also nicht vor Altersdis-
kriminierung, was bedeutet, dass das Alter bei 
der Entscheidung über den Zugang zu Waren 
und Dienstleistungen sowie bei der Frage, wer 
als AnbieterIn von Waren und Dienstleistungen 
auftreten darf, durchaus eine entscheidende 
Rolle spielen kann. 

Vom Geltungsbereich des § 30 GlBG sind Ban-
ken, Kaufhäuser, Versicherungen, Vermieter, 
Gasthäuser, aber beispielsweise auch gemein-
nützige Küchen oder Freizeiteinrichtungen er-
fasst. Wesentliche Bereiche des Alltagslebens, 
in denen das Verbot der Altersdiskriminierung 
gegenstandslos ist. Somit bleiben wichtige 
Gebiete unberücksichtigt, in denen Menschen 
aufgrund ihres Alters von Diskriminierungen 
betroffen sein können. In Deutschland wurde 
bereits 2007 die Aufnahme des Verbots der Al-
tersdiskriminierung im Dienstleistungsbereich 
in das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 
gefordert. Auch das Deutsche Institut für Men-
schenrechte fordert, den Schutz für Ältere aus-
zubauen und eine eigene UN-Konvention zu 
diesem Zweck zu schaffen, da auch auf inter-
nationaler Ebene  Diskriminierungen aufgrund 
des Alters nicht ausreichend geschützt sind.25 

Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark 

empfiehlt, den Diskriminierungsgrund des 
Alters in den III. Teil des Gleichbehandlungs-
gesetzes aufzunehmen und die Erweiterung 
der geschützten diskriminierten Merkmale im 
GlBG im Bereich außerhalb der Arbeitswelt, 
somit ein Levelling-Up für das Diskriminie-
rungsmerkmal Alter wie auch alle anderen zu 
schaffen.

exkurs: 

rassisMus iM FussbaLL

ricHard sukuta-Pasu  FaLL
Beim Meisterschaftsspiel zwischen SV Jos-
ko Ried gegen SK Puntigamer Sturm Graz 
am 9. März 2013  wurde  der Sturm-Spieler 
Richard Sukuta-Pasu von einigen Ried-An-
hängern aufgrund seiner dunklen Hautfar-
be mit Affenlauten bedacht. Der deutsche 
Staatsbürger Sukuta-Pasu  gibt an, das ganze 
Spiel über rassistische Geräusche sowie Be-
leidigungen  gegen seine Person wahrgenom-
men zu haben. Er hat nicht gesehen, wer es 
war. Und er kann nicht sagen, wie viele sich 
beteiligt haben. 
„Sukuta-Pasu erklärt in weiterer Folge, dass 
er als Profi-Fußballer das ganze Spiel über 
versucht habe, die gegen ihn getätigten Ge-
räusche (Affenlaute) zu ignorieren, ihm aber 
bei seinem Torschuss „der Kragen geplatzt 
ist“26 und er sich zu einer „provozierenden“ 
Geste gegenüber der Rieder-Fans habe hin-
reißen lassen. Nach seinem Siegestreffer 
jubelte Richard Sukuta-Pasu vor den Ried-
Fans, hielt seine Hand ans Ohr und deutete 
„ich höre euch nicht“ Richtung Tribüne.27 
Daraufhin bekam er eine gelbe Karte wegen 
unsportlichen Verhaltens. Da dies insgesamt 
die fünfte gelbe Karte für ihn war, wurde er 
für das folgende Liga-Match gesperrt.28 Der 

 
exkurs
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Schiedsrichter behauptete, er habe während 
des Spiels nichts mitbekommen. Deshalb 
wurde im Schiedsbericht auch nichts Ent-
sprechendes vermerkt.29

Auch nach genauer Prüfung der schriftli-
chen Stellungnahme vom SK Puntigamer 
Sturm Graz und auch des betroffenen Spie-
lers selbst stand der Verdacht im Raum, dass 
der Spieler Richard Sukuta-Pasu aus dem 
Fansektor der SV Josko Ried mit „Affen-
lauten“, also Diskriminierung konfrontiert 
wurde. Bundesliga-Vorstand Georg Pangl 
war der Meinung, die Einleitung des Ver-
fahrens sei somit der nächste klare Schritt, 
denn Rassismus darf im Fußball keinen Platz 
haben! Somit hat der Vorstand der Österrei-
chischen Fußball-Bundesliga ein Verfahren 
gegen die SV Ried beim unabhängigen Gre-
mium Senat 1 wegen des Verdachts rassisti-
scher Äußerungen von Fans der Rieder ge-
gen den Sturm-Spieler Richard Sukuta-Pasu 
eingeleitet.30

Unmittelbar nach dem Spiel reagierte 
Ried-Manager Stefan Reiter  auf die Anga-
ben von Sukuta-Pasu mit Unverständnis, da 
er behauptet  „Niemand hat etwas gehört, 
nur er!“31 Der Fall  hat das Rassismuspro-
blem, das im österreichischen Fußball  schon 
seit Längerem existiert, noch bewusster ge-
macht. Vereine, Medien sowie organisierte 
Fan-Gruppen reagierten prompt. Der Verein 
SK Sturm und seine Fans etwa initiierten ein 
eindrucksvolles Fußballspiel gegen Rassis-
mus, bei dem die Antidiskriminierungsstelle 
Steiermark teilnehmen konnte. Vor der Fan-
kurve hing ein Banner mit der Aufschrift 
»Sturm ist schwarz und weiß. Love Richie, 
Hate Racism«, dazu kamen die Spruchbänder 
wie „Von Bregenz bis Eisenstadt. Wir Schwoa-
ze ham Rassisten satt.“32

Die Antidiskriminierungsstelle veröffent-
lichte diesbezüglich eine Stellungnahme 
und eine Presseaussendung am 14.3.2014, 
in der sie dem Spieler Sukuta Pasu vollen 
Rechtsbeistand zusagte, da es sich rechtlich 
gesehen ganz eindeutig um eine rassistische 
Belästigung nach dem Gleichbehandlungsge-
setz handelte. Die Antidiskriminierungsstel-
le spricht sich für ein härteres Durchgreifen 
bei Rassismusvorfällen im Fußball aus.33 Die 
Antidiskriminierungsstelle Steiermark be-
tont, dass rassistische Vorfälle im Fußball 
leider keine Seltenheit sind, insbesondere 
auch im Jugendbereich.

ZITAT  

Richard Sukuta-Pasu (Sturm-Tor-

schütze): „Wir haben sehr gut 

gekämpft. Was ich enttäuschend 

fand, waren die diskriminierenden 

Äußerungen der Rieder Fans. Solche 

Sachen gehören nicht zum Sport, 

ja nicht zum Leben. Ich verstehe 

nicht, warum ich daraufhin die 

Gelbe Karte erhalten habe. beide 

Teams hatten sich sehr viel vorge-

nommen, wir sind ja auch direkte 

Konkurrenten.“

exkurs

28 http://steiermark.orf.at/news/stories/2574893 [22.05.2014]
29 http://www.news.at/a/sukuta-pasu-ried-rassismus-vorwuerfe [22.05.2014]
30 http://www.kleinezeitung.at/sport/fussball/3267078/verfahren-gegen-ried-rassismus-eingeleitet.story [22.05.2014]
31 http://fairplay.vidc.org/nc/aktuelle-news/news/article/rassismus-gegen-sukuta-pasu-im-rieder-stadion/?chash=0a8f38da4cc-

775972cf87f1d5d4af2aa&print=1 [22.05.2014]
32 http://ballesterer.at/heft/weitere-artikel/wir-schwoaze-ham-rassisten-satt.html [22.05.2014]
33 http://www.antidiskriminierungsstelle.steiermark.at/cms/beitrag/11838845/98120169 [22.05.2014]

LASST unS ALLe MenSchen SeIn  

Kronen Zeitung Steiermerk, 22. März 2013
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3. FäLLe Vor der  
gLeicHbeHandLungskoMMission

bei den im Folgenden beschriebenen Fäl-
len handelt es sich um beschwerden, die 
bei der antidiskriminierungsstelle steier-
mark eingelangt sind und zu denen jeweils 
ein Verfahren vor dem entsprechenden 
senat der gleichbehandlungskommission 
durchgeführt wurde. bei dieser gleichbe-
handlungskommission handelt es sich um 
eine beim bundeskanzleramt eingerichte-
te kommission, die diskriminierungsfälle 
entsprechend den bereichen des gleichbe-
handlungsgesetzes in außergerichtlichen 
Verfahren behandelt.

3.1 

entscHiedener FaLL Vor 

der gLeicHbeHandLungs-

koMMission: Verweis aus 

deM gescHäFt

gbk iii/126/13
Der Senat III der Gleichbehandlungskommis-
sion hat eine unmittelbare Diskriminierung 
aufgrund der ethnischen  Zugehörigkeit beim 
Zugang zu und der Versorgung mit Gütern und 
Dienstleistungen gemäß §30  Abs. 2 iVm. §32 
Abs. 1 GlBG sowie die Belästigung gemäß § 35 
Abs. 1 GlBG bestätigt.

Im gegenständlichen Fall geht es ausschließ-
lich um die Frage, ob die Aufforderung, das 
Geschäft zu verlassen, in direktem oder aus-
drücklichem Bezug zur ethnischen Zugehö-
rigkeit erfolgte oder ob es sich um ein nach 
der Gleichbehandlungsgesetz nicht sanktio-
niertes Motiv handelte. Der Verkäufer hat in 
der Stellungnahme den Verweis mit der Be-
gründung gerechtfertigt, dass sich Frau M. 
und ihr Mann zu lange vor einer Sport-Kollek-

tion aufgehalten haben und aus dem Grund 
einen Verdacht der Begehung eines Laden-
diebstahles bei dem Verkäufer erweckt hät-
ten. Dem Senat III erschien dies als Grund für 
einen Verweis aus dem Geschäft als unüblich.  
Aus diesen Gründen ist der Senat zur Ansicht 
gelangt, dass der Verkäufer das Ehepaar ste-
reotypisch aufgrund ihrer ethnischen Her-
kunft  als „Risikopersonen“ eingeschätzt 
hat und sie ausschließlich aus diesem Grund 
aufgefordert hat, das Geschäft zu verlassen.
Der Verkäufer verletzte dadurch § 31 Abs. 1 
GlBG, indem er dem Ehepaar die weitere In-
anspruchnahme der Güter und Dienstleis-
tungen im Rahmen des Geschäftes verwehrte 
und damit das Ehepaar unmittelbar aufgrund 
ihrer ethnischen Herkunft diskriminierte.  
Die Aussagen der Betroffenen, dass die zu-
sätzliche Aussage, er wolle keine Ausländer 
in seinem Geschäft,  in einem sehr unfreund-
lichen Ton erfolgte, hat der Senat als eine 
unerwünschte, unangebrachte und anstößi-
ge Verhaltensweise eingestuft, die eindeutig 
im Zusammenhang mit der ethnischen Zuge-
hörigkeit der Betroffenen steht. Somit han-
delt es sich um eine Belästigung nach § 35 
GlBG. Dem Verkäufer ist es nicht gelungen, 
ein anderes, vom GlBG nicht sanktioniertes 
Motiv, das ausschlaggebend wäre,  erkennbar 
zu machen. Damit liegt eine unmittelbare 
Diskriminierung aufgrund der ethnischen 
Zugehörigkeit sowie Belästigung der Frau M. 
sowie ihres Ehemannes vor.

Nach der Feststellung der Kommission wurde 
ein Vergleich von Seiten der Betroffenen 
im Rahmen des gesetzlich vorgesehenen 
Mindestschadenersatzes von € 1.000 mit dem 
Verkäufer gesucht. Dieser zeigte sich jedoch 
uneinsichtig, worauf eine Klage mit Unter-
stützung der Antidiskriminierungsstelle 
Steiermark eingereicht wurde. 
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3. FäLLe Vor der  
gLeicHbeHandLungskoMMission

3.2 

entscHiedener FaLL Vor 

der gLeicHbeHandLungs-

koMMission: ZutrittsVer-

weigerung discotHek

gbk iii/112/12
Herr A. versuchte an einem Abend im Ap-
ril 2012 ein Grazer Lokal zu betreten, als 
der Türsteher zu ihm sagte: „Heute ist kein 
Eintritt mehr.“ Gleichzeitig schob der Tür-
steher Herrn A. zur Seite. Herr A. sah, dass 
andere Menschen zur Kassa gingen, bezahl-
ten und in das Lokal gingen. Herr A. fragte 
deshalb den Türsteher: „Warum dürfen die?“ 
Der Türsteher reagierte nicht. 

Der Senat III der Gleichbehandlungskom-
mission  kam im Fall zur Auffassung, dass 
durch die Diskothek (X GmbH) und durch 
den Türsteher eine Verletzung des Gleichbe-
handlungsgebotes durch eine unmittelbare 
Diskriminierung aufgrund der ethnischen 
Zugehörigkeit und eine Belästigung von 
Herrn A. gemäß § 32 Abs. 1 und § 35 Abs. 1 
Gleichbehandlungsgesetz vorliegt.
Der Senat vertrat die Ansicht, dass es dem 
Türsteher und dem Betreiber der Diskothek 
nicht gelungen ist, bei Abwägung aller Um-
stände ein  anderes  Motiv für die unter-
schiedliche Behandlung, der wahrschein-
licher wäre, glaubhaft zu machen. Dem 
Betroffenen wurde der Einlass durch den  
Türsteher  mit der Begründung verweigert, 
dass er am gegenständlichen Abend keine 
weiteren Einlässe gäbe. In der Stellung-
nahme haben die Antragsgegner behauptet, 
dass wenn andere Personen in diesem Zeit-
raum in das Lokal gelangen würden, dann 

seien diese bereits vorher im Lokal gewe-
sen und hätten einen dementsprechenden 
Stempel, um wieder hineinkommen zu kön-
nen. Diese Ausführungen widersprechen 
den Wahrnehmungen des Betroffenen, wel-
cher angab, dass nach ihm weitere Personen 
bezahlten und dann in das Lokal eintraten. 
Diese Tatsache spricht für eine sehr hohe 
Wahrscheinlichkeit, dass die Verweigerung 
des Eintritts aufgrund der ethnischen Zuge-
hörigkeit des Betroffenen erfolgte (gemäß 
der Expertise des Senates).  Wichtig  anzu-
merken ist, dass der Betroffene auch gemäß 
den Kleidervorschriften der Diskothek ge-
kleidet war, da ihm vorgeworfen wurde, er 
habe das Lokal in Sportklamotten betreten 
wollen,  was den Bekleidungsvorschriften 
widersprach.

Die überzeugenden Aussagen des Betroffe-
nen lassen keinen Zweifel daran, dass der 
handelnde Türsteher den Betroffenen am 
gegenständlichen Abend allein aufgrund 
seiner ethnischen Herkunft nicht eingelas-
sen hat.

Seitens der befragten Fachperson wurde be-
stätigt, dass es bei der betreibenden Disko-
thek bereits mehrfach zu unzulässigen Ein-
trittsverweigerungen gekommen ist.
In weiterer Folge empfiehlt der Senat III 
taugliche innerbetriebliche Strukturen zur 
Vermeidung von Diskriminierungen durch 
die Diskothek zu schaffen sowie auf der 
Homepage der Diskothek ab sofort einen 
gut erkennbaren und dauerhaften Hinweis 
auf die Existenz des Gleichbehandlungsge-
setzes aufzunehmen. Der Senat empfiehlt 
daher einen dementsprechenden Scha-
denersatz zu leisten und sich für weitere 
Vergleichsgespräche an die Gleichbehand-
lungsanwaltschaft zu wenden.
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3. FäLLe Vor der  
gLeicHbeHandLungskoMMission

3.3

entscHiedener FaLL Vor der 

gLeicHbeHandLungskoM-

MissionsFaLL: beLästigung 

in ÖFFentLicHeM VerkeHrs-

MitteL – PrüFungsergebnis 

gbk iii/92/12
Herr O., nigerianischer Herkunft, macht sich 
mit seiner gültigen Jahreskarte für öffent-
liche Verkehrsmittel auf seinen seit Jahren 
gewohnten Fahrweg. Beim Umstieg in einen 
Anschlusszug bemerkt er auf der Anzeigetafel 
des Fahrzeugs die Aufschrift „Sonderfahrt“, 
die er aufgrund seiner geringen Deutsch-
kenntnisse jedoch nicht versteht. Da er sich 
sicher ist, von der Durchsage gehört zu haben, 
dass diese Linie an seiner Haltestelle hält, und 
er davon ausgeht, dass er mit seiner Jahres-
karte alle Verbindungen entlang seiner ge-
wohnten Fahrtstrecke benutzen kann, steigt 
er in das Fahrzeug ein. Bei einer Kontrolle 
zeigt Herr O. dem Kontrolleur seine Jahres-
karte, woraufhin dieser Herrn O. ohne weitere 
Erklärungen auffordert, € 25,-- zu bezahlen. 
Herr O. berichtet weiter, dass er ihn nach dem 
Grund gefragt habe, und der Kontrolleur ihn 
in unfreundlichem Ton darauf hingewiesen 
habe, dass es sich um eine Sonderfahrt hand-
le. Zudem habe er Herrn O. gefragt, ob er blind 
sei und nicht lesen könne. Dabei habe er sich 
zu Herrn O. gebeugt und seine Hand vor des-
sen Gesicht heftig auf und ab bewegt. Nach 
einer weiteren Zahlungsaufforderung habe 
Herr O. ein weiteres Mal gesagt, dass er den 
Grund nicht verstehe und die Summe nicht 
zahlen könne. Daraufhin habe der Kontrolleur 
seine Handbewegung und seine Aussage wie-
derholt und dabei Herrn O. als N* beschimpft. 

Herr O. habe auch noch weitere Beschimpfun-
gen gehört, die er aber nicht verstehen habe 
können. Es kommt zu einem Verfahren vor 
der Gleichbehandlungskommission, in dessen 
Verlauf sowohl das Transportunternehmen 
als auch der Kontrolleur die Anschuldigungen 
von sich weisen und Verhalten und Vorgehen 
des Kontrolleurs als dienstlich korrekt be-
schreiben. Das Prüfungsergebnis der Gleich-
behandlungskommission kann schließlich 
keine rassistischen Äußerungen durch den 
Kontrolleur feststellen und weist den Vorwurf 
der Belästigung aufgrund der ethnischen Zu-
gehörigkeit ab. Die Gleichbehandlungskom-
mission rät dem Beschuldigten, zukünftig 
den Bedürfnissen von Kundinnen und Kunden 
mit mehr Sensibilität zu begegnen, um einer 
diskriminierungsfreien Umwelt im Sinne des 
GlBG nachzukommen.

3.4

anHängiger FaLL Vor der 

gLeicHbeHandLungskoM-

Mission: abLeHnung iM 

bewerbungsVerFaHren 

Frau N. ist arbeitsuchend und erhält ein Stel-
lenangebot der Firma X. Die Firma X. sucht 
zwei Call-Center-Agents. Frau N. wird zu ei-
nem Assessment-Center für die ausgeschrie-
benen Stellen eingeladen. Im ersten Teil der 
Veranstaltung müssen sich alle Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer vor der gesamten Gruppe 
(ungefähr 30 Personen) persönlich vorstellen. 
In der darauf folgenden Pause wird Frau N. mit 
drei anderen Personen vom Moderator der Ver-
anstaltung, der gleichzeitig ein Mitarbeiter 
der Firma X. ist, zu einem Gespräch gebeten. 
In diesem Gespräch wird ihr und drei anderen 
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Bewerberinnen und Bewerbern mitgeteilt, 
dass sie nicht weiter an dem Auswahlverfah-
ren teilnehmen könnten, da sie alle einen Ak-
zent hätten. Der Moderator ergänzt, dass die 
Firmenleitung angeordnet habe, dass keine 
Bewerberinnen und Bewerber genommen wer-
den dürften, die einen Akzent hätten. Zudem 
verweist er sozusagen „entschuldigend“ auf 
das Stelleninserat, das deswegen ja auch „aus-
gezeichnete Deutschkenntnisse“ als eines von 
mehreren Anforderungsmerkmalen enthalten 
habe. Frau N. ist sich absolut sicher, dass in 
der zum weiteren Auswahlverfahren nach der 
Pause zugelassenen Gruppe mindestens zwei 
Personen gewesen seien, die einen eindeutig 
hörbaren Schweizer Dialekt sprachen. Der Fall 
wird an die Gleichbehandlungsanwaltschaft 
weitergeleitet, ein Ergebnis steht noch aus. 
Parallel dazu geht Frau N. auch zu Gericht 
und verklagt Firma X. wegen Diskriminierung 
beim Bewerbungsverfahren aufgrund der  
ethnischen Zugehörigkeit. 
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4.  
eMPFeHLungen

EMPFEHLUNGEN HATE CRIMES

• • • 
Sowohl die Organization for Security and 
Co-operation in Europe (OSCE)34 als auch die 
European Commission against Racism and In-
tolerance (ECRI)35 setzen sich mit Hate Crimes 
auseinander und geben regelmäßig Empfeh-
lungen heraus, welche Maßnahmen in den ein-
zelnen Mitgliedsländern zu setzen sind. In Ös-
terreich, und damit auch in der Steiermark, ist 
es ausgesprochen wichtig, sich bewusst, einge-
hend und auf allen Ebenen mit der Thematik zu 
beschäftigen und dagegen zu wirken. Auf der 
Grundlage der internationalen Berichte und 
Leitfäden bedeutet dies vor allem, Bewusst-
sein zu schaffen und auf die Existenz und das 
Gefahrenpotential von Hate Crimes aufmerk-
sam zu machen. Konkret heißt das z. B., dass 
genaue und umfangreiche Daten gesammelt 
werden, um Antworten auf folgende Fragen zu 
erhalten: Hinter welchen Verbrechen steckt 
ein Vorurteilsmotiv? Wie oft wurden innerhalb 
eines Jahres die strafrechtlichen Bestimmun-
gen zur Bekämpfung von Rassismus und Frem-
denfeindlichkeit angewandt? Wie oft kommt 
§ 33 Abs. 1 Z 5 StGB (Erschwerungsgrund) zur 
Anwendung? Wie vielen Anzeigen wegen ras-
sistischer Beleidigung ging die Polizei inner-
halb eines Jahres nach?

• • • 
Auf der Grundlage der gewonnenen Daten 
muss intensive Bewusstseins- und Bildungs-
arbeit betrieben werden. Dazu gehört auch, 
dass seitens der Behörden rassistisches, sexis-
tisches, heterosexistisches etc. Verhalten 
öffentlich verurteilt wird. Eine entschiede-
ne strafrechtliche Sanktionierung von Hate 
Crimes trägt ebenfalls dazu bei, dass das Un-
rechtsbewusstsein darüber gestärkt wird. 
Es braucht verpflichtende Schulungen und 

Fortbildungen innerhalb der Polizei und auch 
für alle anderen in der Strafgerichtsbarkeit 
Beschäftigten, damit Hate Crimes als solche 
erkannt, angezeigt und geahndet werden. 
Zusätzlich muss innerhalb der Bevölkerung 
viel Informations- und Aufklärungsarbeit 
stattfinden, damit das Unrechtsbewusstsein 
für solche Gewaltakte steigt und dadurch 
Opfer sowie Zeuginnen und Zeugen darin be-
stärkt werden, Anzeige zu erstatten. Auch in 
Schulen muss verstärkt in Richtung Respekt 
und Nichtdiskriminierung gearbeitet werden, 
damit ein Zusammenleben auf der Basis von 
Menschenrechten und Gleichbehandlung in 
unserer Gesellschaft weiterhin möglich ist.

• • • 
Die Thematik der Hate Crimes wird von inter-
nationaler Seite bereits seit Längerem beob-
achtet und bearbeitet. Konkrete Maßnahmen 
sind auch in Österreich dringend erforderlich: 
Jedes verübte Hate Crime vermittelt nicht nur 
dem Opfer die Botschaft, dass er oder sie in der 
Gesellschaft nicht willkommen ist. Alle Mit-
glieder einer Gemeinschaft, welche die Charak-
teristika des Opfers teilen, bekommen dadurch 
zu spüren, dass sie nicht dazugehören. Solche 
Verbrechen verletzen die Menschenrechte ein-
zelner Personen und die Gleichheitsnorm als 
Grundwert einer Gesellschaft. Somit haben sie 
auf Dauer schwerwiegende Auswirkungen, in-
dem sie Gemeinschaften spalten und dadurch 
die Struktur der Gesellschaft schädigen kön-
nen. Hate Crimes haben das Potential, schwer-
wiegende Sicherheitsprobleme nach sich zu 
ziehen und damit die öffentliche Ordnung zu 
gefährden. Bereits vorhandene Spannungen 
zwischen der Opfergruppe und der Mehrheits-
gesellschaft können verschärft und neue 
Anfeindungen verursacht werden, was bis zu 
handfesten Ausschreitungen zwischen gesell-
schaftlichen Gruppen und einer Spaltung der 

34    büro für demokratische Institutionen und Menschenrechte (ODIhR): hate crimes in the OSce Region: Incidents and Responses.  

Annual Report for 2012. http://tandis.odihr.pl/hcr2012/pdf/hate_crime_Report_full_version.pdf [21.01.2014]
35    european commission against Racism and Intolerance (ecRI): ecRI-bericht über Österreich (vierte Prüfungsrunde). Veröf-

fentlicht am 2. März 2010. http://www.coe.int/t/dghl/monitoring/ecri/country-by-country/austria/AuT-cbc-IV-2010-002-Deu.

pdf [19.02.2014]
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Bevölkerung führen kann. Die so genannten 
Kondopoga-Unruhen in Russland aus dem Jahr 
2006, während derer eine Schlägerei in einem 
Café zu tagelangen Ausschreitungen führte 
und in deren Folge ganze Familien einer eth-
nischen Bevölkerungsgruppe aus dem Gebiet 
fliehen mussten, sind nur ein Beispiel dafür. 
Hate Crimes haben potentiell explosive Auswir-
kungen, denen in allen relevanten Bereichen 
entschieden entgegengewirkt werden muss. 

EMPFEHLUNG HATE SPEECH
 
Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark 
regt an, Hassreden und „rechte Musik“ ver-
stärkt in der öffentlichen Diskussion zu the-
matisieren sowie die verstärkte Bewusstseins-
arbeit zu diesen Themen zu intensivieren. Der 
rechtliche Graubereich kann letztlich nur 
durch Gesetzesänderungen und die Recht-
sprechung durchsichtiger und eindeutiger 
gestaltet werden.

EMPFEHLUNG SEXISTISCHE WERBUNG
 
Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark 
anerkennt die Richtlinie des Österreichischen 
Werberates als Good-Practise-Standards der 
Werbebranche gegen sexistische Werbung und 
empfiehlt eine weiterführende Implementie-
rung dieser Richtlinie und die Aufhebung der 
Ausnahme vom Diskriminierungsverbot ge-
mäß Art. 13 der Richtlinie 2004/113/EG und 
§ 30 Abs. 3 Z 2 GlBG.

EMPFEHLUNG BLUTSPENDE
 
Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark be-
grüßt den Vorstoß des Gesundheitsministeriums 
§ 3a in die Blutspendeverordnung (BSV) einzu-
fügen und diskriminierende Formulierungen zu 
verbieten, und empfiehlt die Umsetzung dieses 

Paragraphen. Zudem empfiehlt die Antidiskri-
minierungsstelle Steiermark, Frage 30 des Blut-
spenderfragebogens „Hatten Sie als Mann Sex 
mit einem anderen Mann?“ auf von der sexuellen 
Orientierung unabhängige Frage nach unge-
schütztem Geschlechtsverkehr abzuändern.

EMPFEHLUNGEN WOHNEN
 
• • • 
Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark emp-
fiehlt, die Punkte aus dem Bericht des Landtags 
XV. Gesetzgebungsperiode – Einl.Zahl 277/13 
aufzugreifen und umzusetzen: Demnach ha-
ben sämtliche Kommunen bei der Vergabe von 
Wohnungen, über die sie das Zuweisungsrecht 
innehaben (wie z. B. Gemeindewohnungen oder 
Wohnungen, die gefördert errichtet wurden 
und im Eigentum und unter der Verwaltung 
einer gemeinnützigen Bauvereinigung stehen), 
zu beachten, dass nach der nunmehr geltenden 
Rechtslage neben dem bisher für die Auswahl 
in Frage kommenden Personenkreis (Öster-
reicherinnen und Österreicher bzw. EU- oder 
EWR-Bürgerinnen und -Bürger und „Konventi-
onsflüchtlinge“) auch Personen mit einem Auf-
enthaltstitel gemäß dem Niederlassungs- und 
Aufenthaltsgesetz – NAG, BGBl. I Nr. 100/2005, 
in der Fassung BGBl. I Nr. 157/2005, für eine 
Gemeindewohnung in Frage kommen. Zudem 
empfiehlt die Antidiskriminierungsstelle die Er-
arbeitung eines einheitlichen Kriterienkatalogs 
für die Vergabe von Gemeindewohnungen.

• • • 
Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark 
empfiehlt für den öffentlichen wie auch pri-
vaten Wohnungsvermittlungsbereich Schulun-
gen zu und Aufklärung über das Diskriminie-
rungsverbot bei der Wohnungsvergabe nach 
dem Gleichbehandlungsgesetz (GlBG) und Lan-
desgleichbehandlungsgesetz (L-GBG).

36    http://www.landtag.steiermark.at/cms/beitrag/10245928/5076210/ (01.02.2014)
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EMPFEHLUNG POSTINGS
 
Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark 
empfiehlt Medieninhaberinnen und Medien-
inhabern auf das Verbot der Diskriminierung 
hinzuweisen und Werbebanner mit Melde-
funktionen gegen Diskriminierung zu ver-
wenden. Dadurch wird es jeder und jedem 
Einzelnen einfacher möglich, eine Diskrimi-
nierung im Internet zu melden und dagegen 
vorzugehen. 

Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark 
appelliert an die Medieninhaberinnen und 
Medieninhaber Aufklärungs – und Präven-
tionsarbeit zu leisten und diskriminierende 
Postings umgehend aus dem Internet zu lö-
schen.

EMPFEHLUNG ALTERSDISKRIMINIERUNG IM 
DIENSTLEISTUNGSBEREICH
 
Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark 
empfiehlt, den Diskriminierungsgrund des 
Alters in den III. Teil des Gleichbehandlungs-
gesetzes aufzunehmen und die Erweiterung 
der geschützten diskriminierten Merkmale 
im GlBG im Bereich außerhalb der Arbeitswelt, 
somit ein Levelling-Up für das Diskriminie-
rungsmerkmal Alter wie auch alle anderen zu 
schaffen.

EMPFEHLUNG BEHÖRDEN IM UMGANG MIT 
KUNDINNEN UND KUNDEN
 
Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark 
empfiehlt Behörden Sensibilisierungsmaß-
nahmen im Bereich diskriminierungsfreier 
Kommunikation und Verhalten mit Kundin-
nen und Kunden zu stärken.
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Das Team der Antidiskriminierungsstelle Steiermark: Magdalena Anikar, Michael Kern, Daniela Grabovac,  
Pauline Riesel-Soumare, herwig Siebenhofer, Goran Vojvodic

das teaM

PresseMeLdungen

538 STeIReR SuchTen hILFe WeGen DISKRIMInIeRunG, 

Kleine Zeitung, 30.6.2013



54  ∙∙∙  Jahresbericht 

5.  
tätigkeiten  
der antidiskriMinierungssteLLe steierMark iM überbLick

DAS GLücK IST SOWIeSO In eIneM SeLbeR,  

Kleine Zeitung, 2.6.2013

AuS DeR FIRMA GeMObbT, WeIL eR SchWuL IST,  

Kleine Zeitung, 11.5.2013

erstanLauF- cLearing- und beratungssteLLe

565 Anfragen  • • •  462 Fälle von Diskriminierung

STELLUNGNAHMEN
1. Fußball: Rassismus-Fall Sukuta-Pasu, 14.03.2013
2. „Rechtliche Schritte gegen Pfarrer Tropper“, 22.03.2013
3. „Konzert der Band Frei.Wild in Graz, 19.04.2013
4. „Platzverbot am Grazer Freiheitsplatz“, 21.04.2013
5. „Änderung des Landesgleichbehandlungsgesetzes, u. a., 24.05.2013
6. „Öffnung des Grazer Trauungssaals“, 14.08.2013
7. „Quotierung der Wohnungszuweisungen“, 19.09.2013
8. „Muttersprachlicher Unterricht“ am 11.10.2013
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bewusstseinsbiLdung und sensibiLisierung

19 workshops bzw. Veranstaltungen für Betroffene und Interessierte  
in Kooperation mit anderen Institutionen: 

• • •   WS Omega Hartberg am 08.01.2013 und am 25.04.2013
• • •   Informationsveranstaltung ELSA am 16.01.2013 (mit Bild)
• • •   Landhaus Veranstaltung Human Right to Work am 27.02.2013
• • •   WS Chiala am 19.03.2013
• • •   WS Verein der Bosniaken am 29.03.2013
• • •   WS Moschee Wienerstraße am 10.05.2013
• • •   Tag der Vielfalt Knittelfeld am 25.05.2013
• • •   WS LAVAK Anerkannt am 13.06.2013
• • •   WS Junge Asylwerbende am 06.07.2013 und 13.07.2013
• • •   Vortrag SIAK am 08.07.2013
• • •   WS im Rahmen der Interreligiösen Konferenz ComUnitySpirit am 17.07.2013
• • •   WS Personalabteilung Land Steiermark am 25.09.2013
• • •   WS interkulturelle Frauengruppe am 04.10.2013
• • •   Moderation im Rahmen des WS Adoptionsrecht für homosexuelle Paare am 14.10.2013
• • •    WS diskriminierende Medienberichterstattung FH Joanneum am 5.10.2013
• • •   WS International Antidiscrimination Zebra am 18.10.2013
• • •   Veranstaltung UNI Cairo Pancourt am 06.11.2013
• • •   Podiumsdiskussion „Ausgrenzung im Namen Gottes“ beim Jahresempfang  
 des Ökumenischen Forums im Landtag am 22.11.2013
• • •   Frauenstadtspaziergang am 25.11.2013 

Informationsveranstaltung eLSA Frauenstadtspaziergang
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Lehrveranstaltung in Kooperation mit dem ETC zum Thema antidiskriminierung und gleichbe-
handlung am 23.10.2013
Lehrveranstaltung Legal clinic antidiskriminierung und integrationsfragen im SS 2013 und 
WS 2013/2014 an der Rechtswissenschaftlichen Fakultät

Hand in Hand  – eine broschüre zum Thema Diskriminierungsgründe mit kurzen Fallbeispielen 
und Verweisen auf Gerichtsentscheidungen wurde in Kooperation mit dem Integrationsreferat der 
Stadt Graz erstellt und erschien in 5 sprachen (Englisch, Französisch, BKS, Russisch, Türkisch) 
übersetzt. Die Broschüre wird über die Welcome Box der Stadt Graz verteilt und ist an verschie-
denen Institutionen erhältlich. Sie ist ebenfalls auf der Homepage der Antidiskriminierungsstelle 
Steiermark als Download verfügbar.

Im EU Jahr der Gewaltprävention 2013 wurde eine Fachtagung zum Thema Altersdiskriminierung 
im Bereich Medien, Pflege und Gesundheit in Kooperation mit dem Verein GEFAS veranstaltet, da es 
insbesondere im Bereich Altersdiskriminierung wenig Bewusstsein sowie Daten gibt.

ÖFFentLicHkeitsarbeit

Die Antidiskriminierungsstelle Steiermark initiierte gemeinsam mit der Holding Graz und in Koope-
ration mit der Landespolizei, dem Graz Linien Fahrgastbeirat und der „Woche“ die Öffentlichkeits-
kampagne „Zeig dein gesicht gegen diskriminierung“, um die Sensibilisierung von Fahrgästen für 
ein positives Miteinander in den Fahrzeugen und gegen Diskriminierung im öffentlichen Verkehr zu 
fördern.

Das Herzstück der Kampagne bestand aus einem Verkehrsbus der Holding Graz Linien, ausgestattet 
mit dem Slogan „Zeig dein Gesicht gegen Diskriminierung – Für ein positives Miteinander“.

Um eine persönliche Identifizierung mit dem Thema Diskriminierung bei der Bevölkerung zu errei-
chen, wurden die Menschen in der Steiermark über die „Woche“ und über die soziale Online-Plattform 
Facebook aufgerufen, an der Aktion teilzunehmen und ihr Gesicht gegen Diskriminierung zu zeigen. 
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Die Resonanz war enorm: mehr als 5.000 Personen beteiligten sich an der Aktion! 350 Fotoporträts 
wurden eingesendet, mit denen anschließend der Gelenkbus der Holding Graz gestaltet wurde.
Dazu kam eine Plakatkampagne mit prominenten Unterstützerinnen und Unterstützern wie Klaus 
Eberhartinger, Mario Haas, Pia Hierzegger, Ivica Vastic, der gesamten Mannschaft des SK Sturm-Graz 
sowie der Schauspielerin Marion Mitterhammer, welche den öffentlichen Auftritt der Antidiskrimi-
nierungsbewegung verstärkte. Die Präsentation fand am 15. juni 2013 am jakominiplatz statt. 

60 A0-Plakate für die Dreieckständer (in Graz) sowie 260 8/1-Bogen-Plakate (in Graz und der Steier-
mark) wurden produziert und angebracht. Zusätzlich waren sie auf den Infoscreens in den Straßen-
bahnen (ca. 280 Bildschirme) und an der Video Wall am Jakominiplatz zu sehen.
Die Präsentation fand am 15. Juni 2013 am Jakominiplatz/Steirerhof statt.
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Ein Plakat mit den gesichtern der Steirerinnen und Steirer wurde gestaltet und auf A3-Flächen in 
den Straßenbahnen und Bussen aufgehängt, die von der Holding Graz zur Verfügung gestellt wur-
den. Fahrgäste brauchen Information über schützendes Verhalten und Information über Adressatin-
nen und Adressaten im Falle einer Diskriminierung, die sie selbst betrifft, oder die sie beobachten 
– somit war das Anliegen der Kampagne, die Zivilcourage zu stärken und hinzuschauen und dagegen 
aufzutreten. In Zusammenarbeit mit dem Fahrgastbeirat der Graz Linien wurde deshalb ein infofol-
der zum Thema Antidiskriminierung produziert – der Fahrgastbeirat entwickelte die Slogans dafür. 
Der Folder wurde zum Kampagnenstart von der Holding Graz in den Fahrzeugen verteilt.

Die abschlusspräsentation der Kampagne fand im feierlichen Rahmen am 06. dezember 2013 in 
den Räumlichkeiten der Minoriten Graz statt. Für die Veranstaltung konnten wir die renommierte 
Schauspielerin und Unterstützerin der Kampagne, Marion Mitterhammer für eine Lesung gewin-
nen. Vor rund 80 Gästen las sie bewegende Texte zum Thema Diskriminierung, die von den Grazer 
Autorinnen und Autoren Valerie Fritsch, Georg Petz, Andrea Stift, Christine Teichmann und Andreas 
Unterweger eigens für die Kampagne verfasst wurden. Ebenfalls wurden Texte von 3 „Woche“-Lese-
rinnen - Christine Büttner, Alexandra Hiebel und Magdalena Schmölzer – vorgetragen. Die „Woche“ 
und die Antidiskriminierungsstelle hatten eine Aktion gestartet, bei der die Leserinnen und Leser 
aufgerufen worden waren, ihre alltäglichen Erlebnisse, Beobachtungen bzw. Anekdoten zum Thema 
Diskriminierung in öffentlichen Verkehrsmitteln zu schicken. Aus den vielen Aussendungen wur-
den die Texte der drei oben genannten Leserinnen ausgewählt. Für die musikalische Umrahmung 
des Abends sorgte das Duo Montevideo. 

Die eingerichtete Website und Facebook-Seite www.zeigdeingesicht.at und www.facebook.com/
keinediskriminierung boten eine zentrale Plattform für alle News rund um die Kampagne, lieferten 
aber auch aktuelle Informationen rund um das Thema Antidiskriminierung.
Mehr als 5.000 Menschen zeigten im Projektzeitraum ihr Gesicht gegen Diskriminierung!
Mit der Kampagnenpräsentation am 15.06.2013 beteiligten sich über 3.000 Personen bei Facebook 
(Stand 10.06.2013: 3.776 Personen). 
Externe Verweise gab es 107-mal auf zeigdeingesicht.at (mit Statements, warum man/frau gegen 
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Diskriminierung ist), 10-mal auf Google, 9-mal auf der Homepage der Antidiskriminierungsstelle 
Steiermark, 8-mal auf Forum.Verunsicherung.de, 6-mal auf Holding-Graz.at und 4-mal auf Sty-
ria-Mobile.at. Außerdem fand die Kampagne Erwähnung auf der „Europäischen Web für Integrati-
on“ und wurde als gutes Beispiel für Integration in eine Landtagsrede der Vorarlberger Grünen vom 
03./04. Juli 2013 eingebracht.
Am 16.12.2013 hielt die Bewegung auf Facebook bei 5.271 Fans – Unterstützerinnen und Unterstützer 
durch „Gefällt mir“. Die gesamtreichweite lag bei 42.000 Personen (Frauen 56 %, Männer 44 %). 
In der Altersklasse 13-17 Jahre ca. 11 %, zwischen 18-24 Jahren 15 %, zwischen 25-34 Jahren 20 %, 
zwischen 35-44 Jahren 20 %, zwischen  45-55 Jahren 19 %, zwischen 56-64 Jahren 9 % und 65+ 4 %. 
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DISKRIMInIeRunG hAT In GRAZ KeInen PLATZ,  

Die Woche, 1. Mai 2013

ZeIG DeIn GeSIchT: DIe GRAZeR SInD DAbeI  

Die Woche, 8. Mai 2013

 ZeIG DeIn GeSIchT – MIT STARKen WORTen,   

Die Woche, 6. november 2013
GeSIchTeR, DIe hALTunG ZeIGen,   

Kleine Zeitung, 7. Dezember 2013
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Anlässlich des internationalen tages gegen ras-
sismus am 21. März 2013 ließ die Antidiskriminie-
rungsstelle gemeinsam mit Schülerinnen und Schü-
lern der HLW Sozialmanagement Caritas vom Grazer 
Mariahilferplatz aus 45 Luftballons mit Wünschen 
gegen Rassismus in den Himmel steigen. Unterstützt 
wurde die Aktion vom damaligen SK Sturm-Graz-Spie-
ler Richard Sukuta-Pasu, der selbst einige Wochen zu-
vor wegen seiner Hautfarbe beschimpft wurde.

In Kooperation mit einer Jugendgruppe entstand die 
Film-Dokumentation „courage – ein kurzfilm über 
diskriminierung und ungerechtigkeit in graz“, 
die die Geschichte von Issa Fatty schildert, der 488 
Tage unschuldig in U-Haft saß. Die Filmpremiere fand 
am 4. april 2013 im Grazer Schubertkino statt.

Vom 14. bis 15. 11. 2013 war die Antidiskriminie-
rungsstelle zum 2. Mal bei der gesundheitsmesse in 
seiersberg mit einem Infostand vertreten und hielt 
auch für Schülerinnen und Schüler einen Workshop 
zum Thema Diskriminierung.

Medienpartnerschaften mit der „Woche Steiermark“, 
der Ärztekammer-Zeitschrift und der Wirtschafts-
nachrichten verstärkten die Öffentlichkeitsarbeit 
und platzierten das Thema Antidiskriminierung in 
verschiedenen Lebensbereichen.

In Kooperation mit der „kleine kinderzeitung“ wur-
de am Internationalen Tag der Menschenrechte am 
10.12.2013 eine Doppelseite zum Thema Antidiskri-
minierung kindergerecht gestaltet.

screenshot von“couRage“

Luftballonaktion

 „GehT (nIchT)“,   

Die Grazer Woche, 14. August 2013
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VernetZung

Ein Leitfaden zum Thema „Rechtsschutz gegen Dis-
kriminierung“ wurde in Zusammenarbeit mit dem 
ETC Graz für Multiplikatorinnen und Multiplikatoren 
und Interessierte erarbeitet und am 26.02.2013 prä-
sentiert.

allinclusive, Arbeiterkammer Steiermark, Arbeits-
marktservice Steiermark, Ärztekammer Steiermark, 
Beauftragter für Menschen mit Behinderungen 
der Stadt Graz, Behindertenbeirat der Stadt Graz, 
Chiala, ETC, Frauenservice Graz, EU-Grundrech-
teagentur, Gefas Steiermark, Gewaltschutzzentrum, 
Gleichbehandlungsanwaltschaften Wien, Gleich-
behandlungsbeauftragte der Stadt Graz, Gleich-
behandlungsbeauftragte des Landes, Graz Linien 
Fahrgastbeirat, HLW Sozialmanagement Graz Cari-
tas, Holding Graz, IKEMBA, Integrationsarbeitskreis 
der Stadtgemeinde Knittelfeld, Islamische Glau-
bensgemeinschaft Steiermark, ISOP, Landespolizei-
direktion Steiermark, Lebenshilfe Feldbach, Men-
schenrechtsbeirat der Stadt Graz, ÖGB Steiermark, 
OMEGA Graz, Omega Hartberg, OSCE/ODHIR, Psycho-
soziales Zentrum Leibnitz, Rechtswissenschaftliche 
Fakultät der Universität Graz, Regionalanwältin für 
die Gleichbehandlung von Frauen und Männern in 
der Arbeitswelt, Selbstorganisationen der Bosnier-
Innenn, TürkInnen, AfrikanerInnen, ÄgypterInnen, 
SeniorInnenbeirat, SeniorInnenreferat, SK Sturm 
Graz, SOMM, Stadtgemeinde Kapfenberg, Stadtge-
meinde Feldbach, Wirtschaftskammer Steiermark, 
Woche, Zebra etc. 

 Leitfaden Kapitel ∙∙∙ 1 

RECHTSSCHUTZ  
GEGEN  
DISKRIMINIERUNG
EIN LEITFADEN

cover des Leitfadens 

kooPerationen
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2/1/13 AMSEL Newsletter 1 Gespräch beim AMSEL-Treffen mit Daniela Grabovac

02./2013 Wirtschaftsnachrichten Süd 16 Team der AD „Gleiches Recht für alle“

JPR10/2013 blankVI 37 Team Antidiskriminierungsstelle „Aufgaben“

2/23/13 Kleine Zeitung Steiermark 28f „Zu jung, zu wenig hübsch, zu ausländisch“

2/23/13 Kleine Zeitung Kärnten 32f „Zu jung, zu wenig hübsch, zu ausländisch“

02./2013 Pandora 36 Interview Grabovac: „Diskriminierung ist nicht recht“

2/26/13 ORF Steiermark Online Online Leitfaden-Präsentation: „Leitfaden hilft Diskriminierungsopfern“

3/1/13 Kleine Zeitung Steiermark 12 „Migranten fragten, Politiker antworteten“

3/6/13 meine Woche 28 Leitfaden-Präsentation: „Diskriminierung ist kein Kavaliersdelikt“

3/13/13 meine Woche Steiermark 24 Geht (nicht)! „Diskriminierung im Alltag - Deutschkenntnisse“

3/13/13 sksturm.at Online Vier Fragen an… Daniela Grabovac!

3/15/13 Die Woche Online Online Leitfaden-Präsentation: „Wie antidiskriminiert man denn richtig?“

3/18/13 Die Woche Online Online Leitfaden-Präsentation: „Leitfaden für Antidiskriminierung“

03./2013 Wirtschaftsnachrichten Süd 65 Leitfaden-Präsentation: „Toleranz“

03./2013 Steiermark Report 13 Leitfaden-Präsentation: „Ein Leitfaden gegen die Diskriminierung“

3/20/13 meine Woche Steiermark 20 Geht (nicht)! „Diskriminierung im Alltag - Mohr im Hemd Negerkuss“

3/21/13 Kleine Zeitung Steiermark 27 Tag gegen Rassismus: „Neue Kampagne gegen Vorurteile“

3/21/13 ORF_ Steiermark Heute Tag gegen Rassismus: „Respekt haben“

03./2013 Bundesliga.at online Rassismus: „Sturm gegen Rassismus“

3/22/13 Kronen Zeitung Steiermark 21 Rassismus: „Lasst uns alle Menschen sein“

3/22/13 DieStandard.at Online „Predigtverbot für südsteirischen Pfarrer zu Ostern“

3/23/13 Der Standard 10 „Pfarrer wettert gegen „perverse“ Homosexuelle“

3/23/13 Kleine Zeitung Steiermark 22 „Predigtverbot für Pfarrer von St. Veit“

3/23/13 Kleine Zeitung Kärnten 22 „Predigtverbot für einen Pfarrer“

3/27/13 meine Woche Steiermark 30 Geht (nicht)! „Diskriminierung im Alltag - Rollstuhlrampen“

3/27/13 Falter „wann ist es genug?“

3/28/13 Volksgruppe orf.at Online „488 Tage unschuldig in U-Haft“

03./2013 Ärzte Steiermark 24 „Die Sprache des Patienten“

04./2013 Megaphon 6 Rassismus im Fußball: „Mehr als Foul“

4/3/13 meine Woche Steiermark 24 Geht (nicht)! „Diskriminierung im Alltag - Wohnungsinserat“

4/10/13 meine Woche Graz 4 „Radikalismus im Internet“

4/10/13 meine Woche Steiermark 28 Geht (nicht)! Diskriminierung im Alltag - „Quotenregelung“

4/12/13 Radio Helsinki Stick Interview mit Daniela Grabovac

4/17/13 meine Woche Steiermark 30 Geht (nicht)! Diskriminierung im Alltag - „Höhere Leistungen...“

4/19/13 Kronen Zeitung Steiermark 17 „Behandelt wie einen Verbrecher“
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4/24/13 meine Woche Steiermark 24 Geht (nicht)! Diskriminierung im Alltag - „Eintrittspreise Discos“

5/1/13 meine Woche Steiermark 30 Geht (nicht)! Diskriminierung im Alltag - „Spast“ oder „Spasti“

5/1/13 meine Woche Stmk., Graz ges. 1,4,5 „Diskriminierung hat in Graz keinen Platz“

5/6/13 Salzburger Nachrichten Online „Frei.Wild kommt nach Graz - Konzertabsage gefordet““ 

5/6/13 Kleine Zeitung Online Online „Umstrittener Auftritt von Frei.Wild am Freitag“

5/7/13 Österreich (Stmk) „Frei.Wild: Nazis oder ‚Patrioten‘?“

5/8/13 meine Woche Stmk., Graz ges. 6 „Zeig dein Gesicht: Die Grazer sind dabei“

5/8/13 meine Woche Steiermark 24 Geht (nicht)! Diskriminierung im Alltag -  „Seniorenermäßigungen“

5/8/13 Österreich Regional West 18 „Rechts-Rocker Frei.Wild in Kufstein“

5/11/13 Kurier.at Online Frei.Wild „Rund 2000 Fans kamen zum Konzert in Graz“

5/11/13 Kleine Zeitung Steiermark 16-17 „Aus der Firma gemobbt, weil er schwul ist“

5/11/13 Kleine Zeitung Kärnten/Osttirol 12 „In Firma gemobbt, weil er schwul ist“

5/15/13 meine Woche Steiermark 28 Geht (nicht)! Diskriminierung im Alltag - „Kopftuch am Arbeitsplatz“

5/22/13 meine Woche Stmk., Graz ges. 6 „Viele Gesichter stehen für Toleranz in Graz“

5/22/13 meine Woche Steiermark 24 Geht (nicht)! Diskriminierung im Alltag - „Rollstuhl u Anstellung“

5/22/13 Falter 45 „Rassismus? Aber geh“

5/23/13 Obersteirische Nachrichten 15 „Tage der Vielfalt: Kulturaustausch in Knittelfeld“

5/24/13 Kronen Zeitung Steiermark 14 „Das schlägt dem Fass die Perlen nach Athen“

5/25/13 Kleine Zeitung Steiermark 74 „Harmonische Vielfalt: So klingt die Welt!“

05./2013 Omega Jahresbericht 2012 7 „Diskriminierungen im Gesundheitswesen“

5/29/13 meine Woche Stmk., Graz ges. 6 „Sie zeigen ihr Gesicht“

5/29/13 meine Woche Steiermark 26 Geht (nicht)! Diskriminierung im Alltag - „Wohnungsinserate Inländer

5/29/13 ORF Steiermark Stmk Heute 1 Jahr Antidiskriminierungsstelle

5/30/13 ORF Online Online Jahresbericht: „Hunderte Anfragen an Antidiskriminierungsstelle“

23/2013 Falter 51 Jahresbericht: „Tatort Internet“

6/2/13 Kleine Zeitung 42-43 „Das Glück ist sowieseo in einem selber“

6/3/13 Soundportal Radio Jahresbericht

6/3/13 Österreich.at Online Jahresbericht: „Diskriminierung: 538 Anfragen“

6/4/13 Österreich Jahresbericht: „Diskriminierung: 538 Anfragen““

6/4/13 Kronen Zeitung Steiermark 20 Jahresbericht

6/4/13 Kleine Zeitung Steiermark 20 Jahresbericht: „538 Steirer suchten Hilfe wegen Diskriminierung“

6/4/13 Kleine Zeitung Steiermark 9 Jahresbericht: „Ein Anliegen“

6/4/13 Der Standard 10 Jahresbericht: „Grazer Stelle legt 1. Jahresbericht vor“

6/4/13 m-media Online Jahresbericht: „Behörden als Diskriminierungstäter“

6/4/13 Kleine Zeitung Online Jahresbericht:Grazer Stelle prangert Dis. in Öffis und im Internet an“
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6/5/13 meine Woche Steiermark Cover Jahresbericht: „Traurige Bilanz“

6/5/13 meine Woche Steiermark 2 Jahresbericht: „Nur Zivilcourage kann da helfen“

6/5/13 meine Woche Steiermark 2 Jahresbericht: „Zahl der Woche“

6/5/13 meine Woche Steiermark 28 Geht (nicht)! : „Nennung v. Herkunftsländern in Zeitung bei Delikten“

6/5/13 meine Woche Steiermark, ges. 28 Jahresbericht: „Im Internet fallen alle Hemmschwellen“

6/12/13 meine Woche Steiermark 26 Geht (nicht)!: „Zutritt in Discothek wegen Hautfarbe verwehren“

6/12/13 meine Woche Stmk., Graz Ost 6 „Geholfen und dann geschlagen“

6/15/13 ORF Online Online Kampagne: „Zeig dein Gesicht: Aktion gegen Diskriminierung“

6/15/13 Austria meinbundeslandheute.at Online Kampagne: „Anti-Diskriminierungskampagne in Graz“

6/16/13 Österreich Kampagne: „Anti-Rassismus-Bus: 3.000 Steirer sind dabei“ „

6/17/13 Stadt Graz Portal Online Kampagne: „Dreitausend Bekenntnisse gegen Diskriminierung“

6/17/13 Europäische Web für Integration Online Kampagne: „Zeig dein Gesicht - gegen Diskriminierung“

6/19/13 meine Woche Steiermark, ges. 19-20 Kampagne: „Jetzt zeigen Grazer ihr Gesicht“

6/19/13 meine Woche Steiermark 22 Geht (nicht)! „Häufige Kontrolle in Öffis aufgrund der Hautfarbe“

06./2013 Wirtschaftsnachrichten Süd 17 Jahresbericht: „Antidiskriminierungsbericht“

6/24/13 annenpost.at Online „Ein Jahr gegen Diskriminierung“

6/26/13 meine Woche Steiermark 26 Geht (nicht)! „Kreuze in Schulen in Kindergärten“

6/26/13 meine Woche Steiermark 26 „Integration auf dem Weg durchs Steirerland“

06./2013 Journal Graz 20 Jahresbericht: „Öffentlichkeit und Internet bieten Raum für Diskrim.“

06./2013 BIG 29 Kampagne: „Gesicht gegen Diskriminierung“

07./2013 Steiermark Report Cover,15 Jahresbericht/Kampagne: „Tatort: Öffentlicher Raum“

7/3/13 meine Woche Steiermark 28 Geht (nicht)! „Schwul im Fußballstadion“

7/3/13 Die Grünen Vorarlberg Online Die Heterogenität einer Gesells. als Chance des Zusammenlebens

7/10/13 meine Woche Steiermark 2 Kampagne: „Mini-Kicker zeigten ihr Gesicht“

7/10/13 meine Woche Steiermark 26 Geht (nicht)! „Rassistische oder sexistische Witze“

7/13/13 Kleine Zeitung Leoben 4 „Das Glück ist in einem selber“

7/13/13 Kleine Zeitung Kärnten/Osttirol 24-25 „Das Glück ist in mir“

7/17/13 meine Woche Steiermark 22 Geht (nicht)! „Mitarbeiter des Monats“

7/24/13 meine Woche Steiermark 22 Geht (nicht)! „Parkplätze für Frauen“

7/31/13 meine Woche Steiermark 18 Geht (nicht)! „Eingetragene Partnerschaft“

8/7/13 meine Woche Steiermark 22 Geht (nicht)! „Kinder aufgrund von Religion in Schulen ausgrenzen“

8/13/13 Kleine Zeitung 21-22 „Trotz Verbot: Bordelle werben weiter“

8/14/13 meine Woche Steiermark 20 Geht (nicht)! „Frauen wegen Alter u Schwangersch nicht einstellen“

8/14/13 Kurier Online „Trauungssaal dürfte für Verpartnerungen nun doch offenstehen“

8/28/13 meine Woche Steiermark 28 Geht (nicht)! „Kreuze in Schulen und Kindergärten“
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9/4/13 meine Woche Steiermark 30 Geht (nicht)! „Wort Tschusch diskriminierend“

9/11/13 meine Woche Steiermark 28 Geht (nicht)! „Teilzeitbeschäftigte mit niedrigerem Stundenlohn“

9/18/13 meine Woche Steiermark 36 Geht (nicht)! „Du bist behindert!“ oder „Das ist behindert!“

9/19/13 orf.at Diversität Online „Gemeindewohnungen nach Integrationsschlüssel in Graz“

9/20/13 steiermark.orf.at Online „Debatte um Vorschlag zu Gemeindewohnungsvorschlag“

9/25/13 meine Woche Steiermark 34 Geht (nicht)! „Person mit dunkl. Hautf. Bildungsangebot verweigern“

10/2/13 meine Woche Steiermark 30 Geht (nicht)! „Unters. Leistungsanf. An Frau u Mann bei Stellenaus.“

10/11/13 Steiermark.orf.at Online UVS-Ermahnungen wegen diskriminierenden Jobinserats

10/11/13 derStandard.at Online Inserat: „Ausgezeichnete“ Deutschkenntnisse diskriminierend

10/12/13 Kleine Zeitung 33 „Jobinserat schloss Migranten aus“

10/12/13 Tiroler Tageszeitung 13 „Ausgezeichnetes“ Deutsch ist diskriminierend

10/18/13 Kleine Zeitung 16-17 Zu alt für Kredit: „Ab 65 ist man Freiwild“

10./2013 Pride 22-23 Trauungssaal „Öffentlicher Raum“

11/2/13 Kl. Zeitung Steiermark (Beilage) „Vom Diskriminierungsverbot zu effektiver Gleichheit“

11/2/13 Kl. Zeitung Steiermark (Beilage) Programm

11/6/13 meine Woche Graz 18 Kampagne: „Zeig dein Gesicht mit starken Worten“

11/13/13 meine Woche Graz 14 Kampagne: „Schreiben gegen Diskriminierung“

11/27/13 meine Woche Graz 18 Kampagne: „Wir sind auf der Suche nach starken Worten“

12/1/13 Der Grazer Cover, 4,5 Homosexualität: „Nach Outing: Grazer von Kollegen verprügelt“

12/7/13 Kleine Zeitung 28 Kampagne: „Gesichter, die Haltung zeigen“

12/7/13 ORF Steiermark Stmk Heute Kampagne

12/7/13 Kleine Kinderzeitung 4 u 5 Tag der Menschenrechte: „Wir sind alle gleich“

108/2013 80 Kulturzeitung 23 „Spannungsfeld gesellschaftliche Vielfalt“

12/10/13 Radio Helsinki Radio Interview mit Daniela Grabovac

12/11/13 steiermark.orf.at Online Menschenrechtspreis: „Kein Rückgang bei Diskriminierungsfällen“

12/11/13 meine Woche Graz 17 Kampagne: Ein Zeichen für Graz: „Zeig dein Gesicht“

12./2013 Die Gemeinde 18 „Für gesellschaftliche Vielfalt“

Dez_2013 BIG 11 „Nur der Mensch zählt“  „Preisträgerin Daniela Grabovac“

12/13/13 Kleine Zeitung Stmk. „Neue Bürger werden in Zukunft gefeiert“

12/16/13 Kronen Zeitung Stmk. „Diskriminierung: 538 Beschwerden““
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7.  
FaZit
Wie im Vorjahr kann die Antidiskriminierungsstelle Stei-
ermark auch 2013 auf ein arbeitsreiches Jahr zurückbli-
cken, wobei neben der Vielzahl von Beratungsfällen auch 
die Öffentlichkeitsarbeit im Mittelpunkt stand. Da in 
Österreich die Rechtslage in Bezug auf Diskriminierung, 
wie bereits im Vorjahr aufgezeigt wurde, unübersichtlich 
und nicht in allen Fällen wirksam ist, ist es umso wich-
tiger, durch Bewusstseinsbildung die Öffentlichkeit zu 
sensibilisieren und dadurch zur Schaffung eines gesell-
schaftlichen Klimas beizutragen, in dem Diskriminierung 
keinen Platz mehr hat. Zu den erfolgreichsten Projekten 
der Antidiskriminierungsstelle Steiermark gehört daher 
auch die Kampagne „Zeig dein Gesicht gegen Diskrimi-
nierung“, die in der Öffentlichkeit großen Anklang und 
Unterstützung gefunden hat und dazu dienen sollte, die 
Realität von Diskriminierung sichtbar zu machen. Ange-
sichts der zahlreichen behandelten und dokumentierten 
Fälle wird deutlich, dass Diskriminierung kein Randphä-
nomen, sondern für sehr viele Menschen in Österreich 
eine Realität ist, mit der sie täglich konfrontiert werden. 
Nach wie vor passiert die große Mehrheit der Diskriminie-
rungen im Bereich des öffentlichen Raumes - wie Studien 
belegen, ist dies auch international der Fall. Aber auch in 
den anderen Lebensbereichen gehört Diskriminierung 
für Angehörige von gesellschaftlichen Minderheiten zum 
Alltag, und nicht alle in der Realität vorkommenden Be-
nachteiligungen sind gesetzlich verboten. Daher ist es 
der Antidiskriminierungsstelle Steiermark auch ein An-
liegen, dazu beizutragen, dass die existierenden Lücken 
geschlossen werden und ein umfassender Schutz für 
alle von Diskriminierung betroffenen Personengruppen 
gewährleistet wird. Die Gesamtbetrachtung des vorlie-
genden Antidiskriminierungsberichts macht ersichtlich, 
dass Diskriminierung aus sehr vielen unterschiedlichen 
Gründen vorkommt und in allen Bereichen des täglichen 
Lebens auftritt. Viele Probleme, die schon im Jahr zuvor 
beschrieben wurden, bestehen immer noch unverändert 
(etwa im Zusammenhang mit diskriminierenden Stel-
lungsausschreibungen), doch wie die Erfahrung und ei-
nige auch hier präsentierte Fallbeispiele zeigen, können 
oft schon durch ein Interventionsschreiben gute Erfolge 
erzielt werden. Der Bericht für 2013 ähnelt daher in man-
chen Bezügen demjenigen für 2012, besonderes Augen-
merk liegt aber auf bestimmten neuen Problematiken, die 
sich im vergangenen Jahr als besonders wichtig herausge-
stellt haben, darunter z. B. der Bereich des Wohnens und 
der Anstieg von Hate Crimes im öffentlichen Raum.  

ÖFFENTLICHER RAUM
In Bezug auf den öffentlichen Raum liegt im diesjäh-
rigen Antidiskriminierungsbericht ein besonderer Fo-
kus auf dem Problem der hassmotivierten Kriminalität, 
den sogenannten „Hate Crimes“. Wie auch aus den 
geschilderten Fallbeispielen ersichtlich ist, wird der 
spezifische (rassistische, fremdenfeindliche, hetero-
sexistische etc.) Charakter solcher Verbrechen in Ver-
fahren in den meisten Fällen gar nicht oder zu wenig 
berücksichtigt. Außerdem ist damit zu rechnen, dass 
ein großer Teil der Vorfälle gar nicht angezeigt wird. 
In diesem Bereich besteht deshalb dringender Hand-
lungsbedarf. Andere Interventionen der Antidiskri-
minierungsstelle Steiermark bezogen sich hier auf die 
Grenzen der Meinungsfreiheit im Zusammenhang mit 
öffentlich getätigten diskriminierenden Aussagen und 
der Präsentation von rechtsextremem und nationalis-
tischem Gedankengut. 

ARBEITSWELT
Obwohl die Arbeitswelt zu den (vor allem durch das 
GlBG) am besten geschützten Bereichen gehört, sind 
auch hier diskriminierende Praktiken an der Tages-
ordnung. Häufig sind Formulierungen in Stellenaus-
schreibungen, die indirekt Nicht-Österreicherinnen 
und Nicht-Österreicher ausschließen, und andere 
Benachteiligungen im Zuge des Bewerbungsprozes-
ses. Der gesetzliche Schutz ist zwar gegeben, doch 
Betroffene zögern häufig, rechtliche Schritte zu er-
greifen, da der Wunsch nach einem Arbeitsplatz im 
Vordergrund steht. 

GESUNDHEIT
Im Lebensbereich Gesundheit liegt der Hauptge-
sichtspunkt der Kritik auf dem undifferenzierten 
Blutspendeverbot für homosexuelle Männer, die pau-
schal als Risikogruppe eingestuft werden. Wie in an-
deren Bereichen ist im Übrigen auch hier die Mehr-
zahl der diskriminierenden Vorfälle auf die ethnische 
Herkunft der Betroffenen zurückzuführen. 

WOHNEN
Im Bereich Wohnen wird deutlich, dass der Zugang 
zu Wohnraum bei weitem nicht für alle Gruppen der 
Gesellschaft in gleichem Ausmaß zur Verfügung steht 
und vor allem bei der Vergabe von öffentlich finan-
zierten Wohnungen eine große Gefahr für Diskrimi-
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nierungen besteht. Speziell bestimmte benachteilig-
te Gruppen stehen bei der Wohnungssuche oft großen 
Problemen gegenüber. Ein weiteres Problem betrifft 
Nachbarschaftskonflikte, die häufig diskriminierende 
Äußerungen und Beleidigungen einschließen.

INTERNET
Ein besonderer Problembereich ist das Internet, da 
die vorherrschende Anonymität und schnelle Ver-
breitung von Informationen in Verbindung mit der 
schwierigen Kontrolle zu einer fast ungehinderten 
Ausbreitung von rassistischen, islamfeindlichen, he-
terosexistischen und sexistischen Inhalten führt, 
die nicht selten sogar strafrechtlich relevant sind. In 
anderen Fällen ist die rechtliche Verfolgung schwie-
riger, da die Abgrenzung zwischen Hate Speech und 
Meinungsäußerungsfreiheit oft strittig ist. Ein gro-
ßes Problem liegt auch in der Tatsache, dass sich die 
Zurückverfolgung und Ausforschung der Verfasserin-
nen und Verfasser häufig sehr kompliziert gestaltet.

BEHÖRDEN
Besonders hervorgehoben wird im Zusammenhang 
mit Behörden das doppelte Machtgefälle zwischen 
Beamtinnen und Beamten und Antragsstellerinnen 
und Antragsstellern, da einerseits die Behörde an sich 
bereits von einer höheren Machtposition aus handelt, 
andererseits die Sachbearbeiterinnen und Sachbear-
beiter in den allermeisten Fällen der im Vergleich zu 
Nichtösterreicherinnen und Nichtösterreicher, Men-
schen mit Behinderung etc. privilegierten Mehrheits-
bevölkerung angehören und sich somit auch in dieser 
Hinsicht in einer stärkeren Position befinden. Da-
durch entsteht in Behörden ein besonderes Potential 
für Diskriminierungen, weshalb hier Sensibilisierung 
und Schulungen ganz besonders wichtig sind. 

AUSBILDUNG
Im Bereich der Ausbildung, der sowohl Schulen als 
auch Erwachsenen- und Weiterbildungsangebote 
umfasst, betreffen Diskriminierungen beispielsweise 
Behinderung, ethnische Herkunft und Sprache als 
Diskriminierungsgrund. Da Bildung speziell für be-
nachteiligte Gruppen eine sehr wichtige Ressource 
ist, muss hier ganz besonders darauf geachtet werden, 
dass jedem Menschen derselbe freie Zugang zu Bil-
dungsangeboten gewährleistet wird.

das jaHr 2014
Es war sehr ermutigend und stärkend zu erfahren, 
wie viele Menschen sich im Zuge unserer Kampagne 
„Zeig dein Gesicht gegen Diskriminierung“ mit dem 
Alltagsphänomen Diskriminierung auseinandersetz-
ten. Aus diesem Grund stand die erste Hälfte des 
laufenden Jahres weiterhin ganz im Zeichen dieses 
Slogans. Die große Resonanz, derer sich die Kampag-
ne erfreute,  mündete in eine nominierung für den 
Pr-Panther 2014.

Anlässlich des internationalen tages gegen rassis-
mus am 21. März 2014 präsentierte die Antidiskri-
minierungsstelle Steiermark als Zeichen gegen Ras-
sismus in der Steiermark auf Facebook und YouTube 
eine Steiermark-Version des Pharrell williams Hits 
„Happy“ mit Menschen unterschiedlicher Herkunft 
und Hautfarbe in Graz.

Welche großen Herausforderungen das Jahr 2014 
bereit hielt, welchen Platz die Kampagne beim PR-
Panther belegen konnte, wie weitere Projekte ver-
liefen, etwa ein Film über die Arbeit der Antidiskri-
minierungsstelle Steiermark mit Fallbeispielen sowie 
ein Projekt in Kooperation mit dem ORF Steiermark, 
lesen Sie im nächsten Antidiskriminierungsbericht!

I WALK THE LINE

Standpunkte sind wichtig. 

Fremdbilder lassen den anderen Menschen 

aus dem eigentlich menschlichen Blick verlieren.

Wenn dann der Standpunkt ein Dominanzpunkt wird, 

dann kann es bald mal zu Diskriminierungen gegen andere kommen. 

Dabei gibt es doch eh die gedachte Linie zum und zur Anderen: 

Because you’re mine

MITMENSCH

I walk the line.




